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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wettbewerb

Ohne Begeisterung, da diese Regulierung eigentlich als überflüssig beurteilt wurde,
stimmte der Nationalrat einem neuen Bundesgesetz über Bauprodukte zu, das im
Wesentlichen einer Umsetzung einer entsprechenden EU-Richtlinie entspricht. Die
Normierung dieser Erzeugnisse wurde nur deshalb als notwendig erachtet, weil sonst
schweizerische Hersteller auf dem europäischen Markt benachteiligt würden. Ohne
dieses Gesetz könnten Bauprodukte nicht mehr frei exportiert werden, sondern
müssten jeweils im betreffenden EU-Staat zugelassen werden. Mit einigen kleineren
Änderungen wurde das Gesetz von beiden Räten praktisch oppositionslos – im
Nationalrat stimmten einige Abgeordnete der Freiheits-Partei dagegen –
verabschiedet. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.10.1999
HANS HIRTER

Das Bundesgericht hatte Ende 1999 ein für die Wettbewerbspolitik wichtiges Urteil in
bezug auf Parallelimporte gefällt (Fall Kodak). Es verbot derartige Parallelimporte für
Produkte mit noch laufendem Patentschutz. Falls dieses Verbot zu Monopolpreisen
führen sollte, müsste die Weko intervenieren. Bei der Beratung des neuen
Heilmittelgesetzes beschloss der Nationalrat gegen den Widerstand des Bundesrates,
der SVP und der FDP die Zulassung von Parallelimporten, falls diese Medikamente im
Herkunftsland nicht stark subventioniert werden. Nachdem die kleine Kammer diese
Liberalisierung abgelehnt hatte, krebste der Nationalrat zurück; Parallelimporte sind
demnach auch im Heilmittelbereich lediglich für nicht patentgeschützte Produkte
zulässig. Die WAK des Nationalrats reichte im Sommer eine Motion ein, welche via
Revision des Kartellgesetzes die Weko ermächtigen will, gegen die Verhinderung von
Parallelimporte einzuschreiten, sofern das Importgut aus einem Land mit ähnlichen
Zulassungsbedingungen stammt. 2

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 26.02.2000
HANS HIRTER

Im Herbst gab der Bundesrat den Vorentwurf für eine Teilrevision des Kartellgesetzes
in die Vernehmlassung. Dabei hielt er fest, dass sich die 1996 vorgenommen
Änderungen bewährt hätten. Störendes Manko sei jedoch, dass unzulässige
Wettbewerbsbeschränkungen nicht wie in der EU oder den USA direkt sanktioniert
werden können (je nach erzielten Monopolgewinnen mit Bussen in Millionenhöhe),
sondern erst dann, wenn einer entsprechenden Anordnung der
Wettbewerbskommission (Weko) keine Folge geleistet wird. Damit können die
Wettbewerbsbehörden nicht präventiv wirken. Diese Lücke solle mit der
vorgeschlagenen Revision geschlossen werden. Im weiteren beantragte die Regierung,
die Weko zu einem kleineren und ausschliesslich aus unabhängigen Experten gebildeten
Gremium umzubauen. Die Reaktionen waren überwiegend negativ. Sowohl Arbeitgeber-
als auch Arbeitnehmerorganisationen protestierten gegen den geplanten Hinauswurf
aus der zu verkleinernden Weko. Die direkten Sanktionen wurden insbesondere vom
Gewerbeverband und von der SVP abgelehnt. Aber auch der Gewerkschaftsbund sprach
sich aus der Befürchtung, dass damit die Weko überfordert wäre, dagegen aus. Das
Anliegen einer verschärften Sanktionierung von Wettbewerbsbeschränkungen bildete
auch den Inhalt einer vom Nationalrat diskussionslos überwiesenen Motion Jans (sp, ZG;
99.3307); der Ständerat stimmte ihr ebenfalls zu. Bereits zu Jahresbeginn hatte sich die
Weko für die im Vernehmlassungsentwurf enthaltenen Neuerungen stark gemacht. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.09.2000
HANS HIRTER

Nachdem die GPK-NR im Vorjahr zum Schluss gekommen war, dass die Kantone bisher
wenig Eifer bei der Umsetzung des Binnenmarktgesetzes gezeigt hätten,
verabschiedete der Nationalrat zwei von ihr eingereichte Motionen (00.3407; 00.3408)
für eine Stärkung der Position der Wettbewerbskommission, welche die Einhaltung des
Rahmengesetzes überwacht. Sie soll erstens nicht nur Empfehlungen abgeben dürfen,
sondern Widerhandlungen gegen das Binnenmarktgesetz vor Gericht bringen können,
und zweitens für Fälle, bei denen sie nicht Partei ist, über ein Anhörungsrecht vor dem
Bundesgericht verfügen. 4

MOTION
DATUM: 30.06.2001
HANS HIRTER
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Ende 2001 legte der Bundesrat seine Botschaft für eine Teilrevision des Kartellgesetzes
vor. Er hielt am Hauptelement, den direkten Sanktionen gegen harte Kartelle und den
Missbrauch von Marktmacht fest. Zudem schuf er eine Art Kronzeugenregelung für
Unternehmen, welche bei der Aufdeckung von Kartellen helfen. Diesen soll ein Voll-
oder Teilerlass der Sanktionen gewährt werden. Auf die in der Vernehmlassung breit
kritisierte Umgestaltung der Wettbewerbskommission in eine reine Fachkommission
ohne Vertreter der Interessenverbände verzichtete er hingegen. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.11.2001
HANS HIRTER

Bei der Auslegung des zur Zeit noch gültigen Kartellgesetzes beschloss die
Wettbewerbskommission eine strengere Praxis, welche Elemente der sich in der
Beratung befindenden Gesetzesrevision vorausnahm. Sie teilte mit, dass sie in Zukunft
vertikale Abreden (also Absprachen zwischen Produzenten/Lieferanten und Händlern)
grundsätzlich als erhebliche Beeinträchtigung des Wettbewerbs erachten wird, wenn
sie sich auf Preise oder auf eine geografische Begrenzung des Verkaufsgebiets
beziehen. Erhebliche Wettbewerbsbeschränkungen sind vom Gesetz verboten, wenn
sie sich nicht durch eine Steigerung der wirtschaftlichen Effizienz rechtfertigen
lassen. 6

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 11.01.2002
HANS HIRTER

Der Ständerat fand wenig Gefallen an den beiden Motionen, welche der Nationalrat im
Vorjahr zum Zweck einer effektiveren Umsetzung des Binnenmarktgesetzes
verabschiedet hatte. Er teilte zwar die Kritik am Ungenügen der geltenden
Bestimmungen, beurteilte aber in Übereinstimmung mit dem Bundesrat die beiden sich
auf Verfahrensregeln beschränkenden Motionen als ungenügend. Diejenige, welche der
Wettbewerbskommission ein Beschwerderecht gegen letztinstanzliche kantonale
Entscheide beim Bundesgericht einräumte (00.3407), überwies er als Postulat;
diejenige, welche das Bundesgericht in allen Fällen zur Anhörung der Weko verpflichtet
(00.3408), lehnte er als unzulässige Einmischung in die Arbeitsweise des Gerichts ab. 7

MOTION
DATUM: 14.03.2002
HANS HIRTER

In dieser Detailberatung setzte sich der Antrag der Kommissionsmehrheit durch, bei
patentgeschützten Gütern (z.B. Medikamente) Parallelimporte nicht zuzulassen, aber
diese Marktsegmente der Beurteilung durch das Wettbewerbsrecht zu unterstellen, um
ein Ausnützen der Monopolsituation zu verhindern. Die SVP hatte gegen diese
Unterstellung, welche im ursprünglichen Entwurf des Bundesrats noch nicht enthalten
war, vergeblich opponiert. Sie betreffen vor allem die Modalitäten und Zuständigkeiten
bei wettbewerbsrechtlichen Verfahren. Bei bloss marken- oder urheberrechtlich
geschützten Gütern sind in der Schweiz Parallelimporte erlaubt. In einem Bericht
zuhanden der WAK-NR hielt der Bundesrat fest, dass er nicht vorhabe, den
Parallelimport von patentrechtlich geschützten Gütern zuzulassen. Heftig umstritten
war im weiteren die Schärfe der Bestimmungen bei der Beurteilung von vertikalen
Absprachen. Bei derartigen Verpflichtungen zwischen Produzent und Händler wird neu
automatisch eine unzulässige Wettbewerbsbehinderung vermutet, wenn sie sich auf
Preise und Absatzgebiete beziehen (die Weko hatte zuvor beschlossen, bereits das
geltende Gesetz in diesem Sinn zu interpretieren). Eine aus FDP- und SVP-
Abgeordneten gebildete knappe Mehrheit konnte verhindern, dass auch Absprachen
über exklusive Vertriebssysteme gleich streng beurteilt werden. Weniger erfolgreich
war die Linke mit ihrem Versuch, vertikale Absprachen im Büchermarkt
(Buchpreisbindung) explizit für zulässig zu erklären, da sie der Erhaltung der kulturellen
Vielfalt dienten und damit im öffentlichen Interesse liegen würden (das Bundesgericht
bestätigte später in einem Rekursentscheid die bisherige rechtliche Zulässigkeit der
Buchpreisbindung). Da das Echo in der Vernehmlassung vorwiegend negativ ausgefallen
war, hatte der Bundesrat auf die ursprüngliche Absicht verzichtet, die
Wettbewerbskommission ausschliesslich aus unabhängigen Experten
zusammenzusetzen. Der Nationalrat beschloss immerhin, dass Mitglieder der Weko ihre
Interessenbindungen in einem Register publizieren müssen. Ein von der Linken
eingebrachter Antrag, dass diese während ihrer Amtsdauer keine wirtschaftliche
Tätigkeit ausüben dürfen, welche ihre Unabhängigkeit beeinträchtigen könnte, fand
hingegen keine Mehrheit. Bei den Strafbestimmungen, welche als Neuerung die
Verhängung von Strafen ohne vorangehende Verwarnung bringen, lehnte der Rat von
der SVP-Fraktion und einer Minderheit der FDP unterstützte Anträge für weniger hohe
Bussen und für den Verzicht auf eine Kronzeugen- resp. Bonusregelung (Strafmilderung
oder -erlass für Kartellmitglieder, welche an der Aufdeckung mitgewirkt haben) ab. Die
Gegner dieser im schweizerischen Recht neuen Kronzeugenregelung hatten gewarnt,
dass damit ein Klima der Denunziation geschaffen werde. Aber auch ein Antrag der

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.09.2002
HANS HIRTER
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Linken, dass nicht nur fehlbare Unternehmen, sondern auch die Mitglieder ihrer
Verwaltungsräte und Geschäftsleitungen persönlich bestraft werden, fand keine
Mehrheit. In der Gesamtabstimmung verabschiedete der Nationalrat die
Gesetzesrevision mit 104:42 Stimmen; die Gegenstimmen kamen von der
geschlossenen SVP-Fraktion, welche das Gesetz als Angriff auf die KMU bezeichnete,
und einigen wenigen Abgeordneten der FDP und der LP.
In einer Zusatzbotschaft beantragte der Bundesrat zudem noch die Aufnahme einiger
Änderungen, welche sich aus dem mit der EU im Rahmen der bilateralen Verträge 1999
abgeschlossenen Luftverkehrsabkommen aufdrängen. 8

Eine im Jahr 2000 von der parlamentarischen Verwaltungskontrollstelle publizierte
Analyse hatte ergeben, dass das 1995 beschlossene Binnenmarktgesetz sein wichtigstes
Ziel, die landesweite Öffnung von kantonal reglementierten und segmentierten Märkten,
nicht erreicht hat. Infolge restriktiver kantonaler Zulassungsvorschriften seien
bestimmte Märkte (z.B. Sanitär- oder Taxigewerbe) immer noch stark segmentiert und
damit dem freien Wettbewerb entzogen. Eine vom EVD anfangs 2003 eingesetzte
Expertenkommission schlug vor, das Binnenmarktgesetz mit einer Teilrevision
wirksamer auszugestalten. So soll insbesondere nicht nur der freie Marktzugang (bei
Erfüllung der Vorschriften des Herkunftskantons), sondern auch die gewerbliche
Niederlassung garantiert werden. Die Verweigerung der Gewerbeniederlassung wäre
nur noch in gut begründeten Ausnahmefällen zulässig. Um eine Benachteiligung von
Inländern gegenüber Konkurrenten aus der EU zu vermeiden, soll zudem dort, wo keine
interkantonale Abkommen bestehen, die Anerkennung der Fähigkeitszeugnisse nach
dem Muster des EU-Anerkennungsverfahrens geschehen. Da die Erfahrung mit dem
bestehenden Gesetz gezeigt hatte, dass betroffene Individuen nur selten gegen
effektive Marktbehinderungen klagen, beantragte die Expertenkommission schliesslich
auch noch, der Eidg. Wettbewerbskommission ein Beschwerderecht einzuräumen
(bisher durfte sie bei wettbewerbsfeindlichen Entscheiden von kantonalen und
kommunalen Behörden bloss Empfehlungen abgeben). Die im Frühling des
Berichtsjahres durchgeführte Vernehmlassung fiel mehrheitlich positiv aus. Kritik
namentlich an der Ausweitung des freien Marktzugangs kam vor allem von den Kantonen
Genf und Waadt; aber auch Westschweizer Unternehmerverbände sprachen sich gegen
die angestrebte Wettbewerbsverschärfung aus. Der Schweizerische Gewerkschaftsbund
lehnte den Expertenentwurf zwar nicht ab, kritisierte aber grundsätzlich die
Liberalisierung der Märkte. Der Bundesrat sah sich durch diese Einwände jedoch nicht
zu einem Kurswechsel veranlasst. Er leitete die Teilrevision des Binnenmarktgesetzes
weitgehend in der von den Experten ausgearbeiteten Fassung dem Parlament zu. 9

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.11.2004
HANS HIRTER

Der Nationalrat behandelte in der Wintersession eine Revision des Patentrechts. Primär
geht es dabei um die für die Forschung wichtige Einführung eines Patentschutzes für
biotechnologische Erfindungen. Vorgeschlagen hatte der Bundesrat aber auch, ein
Verbot des Parallelimports patentrechtlich geschützter Waren ins Patentgesetz
aufzunehmen. Dieses Verbot stützt sich zur Zeit allein auf ein Bundesgerichtsurteil (so
genannter Kodak-Entscheid) und nicht auf einen expliziten Gesetzesparagraphen ab.
Die vorberatende Kommission des Nationalrats sprach sich dagegen aus. Sie regte an,
diesen Teil aus dem Patentgesetz auszuklammern und in einer separaten Vorlage zu
präsentieren. Damit soll verhindert werden, dass die bereits wegen ihrem
biotechnologischen Aspekt nicht unbestrittene Vorlage in einem allfälligen
Referendumskampf zusätzliche Angriffsfläche bietet. Der Bundesrat erklärte sich mit
diesem Vorgehen einverstanden und auch der Nationalrat stimmte zu. Grundsätzlich
engagierten sich von den politischen Akteuren die FDP, die SVP, Economiesuisse sowie
die Pharma-Industrie für eine gesetzliche Verankerung des Verbots der Parallelimporte
patentrechtlich geschützter Waren, während SP, CVP, Detailhandel, Gewerbeverband,
Bauernverband, Konsumentenorganisation und auch die Weko dagegen waren. Im
Sommer war der Bundesrat, der bisher das Verbot unterstützt hatte, etwas von seiner
Haltung abgewichen. Er gab bekannt, dass er sich im Rahmen eines Abkommens mit der
EU über den Agrarfreihandel für diesen Bereich eine Zulassung von Parallelimporten
patengeschützter Güter (z.B. Dünger oder Pflanzenschutzmittel) aus der EU vorstellen
könnte. Hintergrund dieser Erklärung war, den Landwirten die angestrebte
Marktöffnung für Landwirtschaftserzeugnisse mit der Möglichkeit des Imports von
billigeren Produktionsmitteln etwas erträglicher zu machen. 10

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.11.2006
HANS HIRTER
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Die Einführung des so genannten Cassis-de-Dijon-Prinzips (d.h. die volle Anerkennung
der Zulassungsprüfungen und Deklarationsvorschriften anderer Länder, auch wenn
deren Bestimmungen von den landeseigenen abweichen) im Warenverkehr mit der EU
wurde weiterhin gefordert. Angesichts der Widerstände in der EU, ein entsprechendes
gegenseitiges Abkommen mit der Schweiz abzuschliessen, machte sich namentlich die
FDP stark für eine einseitige Einführung durch die Schweiz. Der Nationalrat überwies
wie im Vorjahr der Ständerat die Motion Hess (fdp, OW; 04.3473) für die einseitige
Einführung des Cassis-de-Dijon-Prinzips für Importe aus der EU, falls mit der EU keine
Einigung zustande kommt. Auch die Wettbewerbskommission stellte sich hinter diese
Forderung. Ein Teil der Wirtschaft und einige Politiker befürchten allerdings Nachteile
für die einheimischen Produzenten, wenn sich diese weiterhin an die schweizerischen
Vorschriften aus den Bereichen des Umweltschutzes oder der
Konsumenteninformation halten müssen, die Importgüter aber davon befreit sind. So
müssen etwa in der Schweiz obligatorische Warnhinweise auf Konsumgütern in den drei
Landessprachen Deutsch, Französisch und Italienisch angebracht sein, gemäss dem
Cassis-de-Dijon-Prinzip könnten aber auch Güter mit bloss einsprachiger
Warnbeschriftung importiert werden. In einer verwaltungsinternen Vernehmlassung
verlangten Bundesstellen zuerst etwa 130 und in einer zweiten Runde dann noch gut
100 Ausnahmen. Der Nationalrat überwies ein Postulat Baumann (svp, TG; 06.3151),
welches vom Bundesrat eine Liste mit allen von der schweizerischen Norm
abweichenden EU-Regeln für den Verkauf von Konsumgütern fordert. Im Herbst gab
Bundesrätin Leuthard bekannt, dass sie eine Revision des Gesetzes über technische
Handelshemmnisse eingeleitet habe, und gegen Jahresende wurde ein Vorentwurf dazu
in die Vernehmlassung gegeben. Dieser sieht einerseits als Schutzmassnahmen bei der
Einführung des Cassis-de-Dijon-Prinzips vor, dass sich inländische Hersteller, die auch
für den Export in einen EU-Staat produzieren, in Zukunft für den Verkauf in der Schweiz
an den Vorschriften dieses Landes orientieren dürfen. Andererseits sollen einige
wenige umwelt- oder gesundheitspolitisch begründete Ausnahmen vom Cassis-de-
Dijon-Prinzips gelten. 11

MOTION
DATUM: 30.11.2006
HANS HIRTER

Im März beauftragte der Bundesrat das EVD mit der Ausarbeitung des Vorentwurfs für
eine Teilrevision des Kartellgesetzes. Dabei soll insbesondere die
Wettbewerbskommission als unabhängige Behörde gestärkt werden. Diese
Stossrichtung war von einer Expertengruppe vorgeschlagen worden, welche die
Auswirkungen der letzten Kartellrechtsrevision von 2004 evaluiert hatte. Eine
ernsthafte Auseinandersetzung zeichnet sich beim Vorschlag einiger Experten ab, das
Verbot vertikaler Absprachen zu lockern. 12

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.03.2009
HANS HIRTER

Das Wettbewerbsprinzip soll durch gezielte materielle Änderungen zusätzlich gestärkt
werden. Hierbei wird eine Verbesserung des Widerspruchsverfahrens, die Stärkung der
Zusammenschlusskontrolle sowie die einzelfallgerechte Analyse vertikaler Abreden
bezüglich ihrer wettbewerbshindernden bzw. –fördernden Wirkung angestrebt. Zudem
sollen die gesetzlichen Voraussetzungen für die internationale Zusammenarbeit der
Wettbewerbsbehörden und die Ausweitung des kartellrechtlichen Zivilverfahrens auf
die Endkunden geschaffen werden. Im Mai ernannte der Bundesrat den Neuenburger
Rechtsprofessor Vincent Martenet zum Präsidenten der Wettbewerbskommission. Er
trat Anfang Juli die Nachfolge von Walter Stoffel an. 13

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 01.07.2010
SUZANNE SCHÄR

Im November legte der Bundesrat schliesslich die Eckwerte einer umfassenden
Revision des Kartellgesetzes vor, welche die laufenden Reformvorhaben in eine Vorlage
integrierte. Im Zentrum standen neben dem Teilkartellverbot, die verbesserte Kontrolle
von Unternehmenszusammenschlüssen, wobei die in der Europäischen Union
geltenden Bestimmungen als Vorbild dienten, Sanktionsminderungen bei Vorliegen von
Compliance-Programmen sowie institutionelle Reformen (Mutation des Sekretariates
der Wettbewerbskommission zu einer Anklagebehörde sowie die Schaffung einer neuen
Kammer für Wettbewerbsrecht am Bundesverwaltungsgericht). Mit dieser Revision
verfolgte die Landesregierung das Ziel, die Wettbewerbsentscheide rechtsstaatlich
besser zu verankern und besonders schädliche Formen von Kartellabreden zu
verbieten. Zudem bezweckte sie, Fusionen zu untersagen oder mit Auflagen und
Bedingungen zu belegen, wenn Zusammenschlüsse zu einer erheblichen Behinderung
des Wettbewerbs führen, sofern sie nicht durch Effizienzgewinne kompensiert werden.
Der Bundesrat versprach dem Parlament bis Anfang 2012 die Botschaft zur
Kartellgesetzrevision im Rahmen eines Gesamtpakets vorzulegen. 14

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.11.2011
LAURENT BERNHARD
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Im Februar des Berichtsjahres unterbreitete der Bundesrat dem Parlament eine
Botschaft zur Revision des Kartellgesetzes. Das Ziel bestand darin, im Interesse einer
liberalen Marktordnung den Wettbewerb in der Schweiz zu intensivieren. Die
beantragte Revision setzte sich aus sechs Hauptpunkten zusammen. Erstens wurde eine
institutionelle Reform ins Auge gefasst, die auf die Schaffung einer unabhängigen
Wettbewerbsbehörde sowie eines unabhängigen erstinstanzlichen
Wettbewerbsgerichts abzielte. Zweitens beantragte der Bundesrat ein grundsätzliches
Verbot von horizontalen Preis-, Mengen- und Gebietsabreden sowie vertikalen
Preisbindungen und Gebietsabschottungen. Im Rahmen dieses Paradigmenwechsels
sollten jedoch abweichende Rechtfertigungsmöglichkeiten zugelassen werden. Der
dritte Revisionspunkt betraf die Ausweitung der Klagelegitimation auf die Endkunden.
Bis dato waren nur jene Wirtschaftsteilnehmer zur Klage berechtigt, die in der
Aufnahme und Ausübung des Wettbewerbs behindert wurden. Viertens bezweckte die
Revision eine Stärkung und Vereinfachung der Zusammenschlusskontrolle, wobei eine
Orientierung an den in der Europäischen Union geltenden Bestimmungen im
Vordergrund stand. Fünftens schlug der Bundesrat als Antwort auf einer im Jahre 2010
überwiesenen Motion Schweiger (fdp, ZG) vor, dass wirksame und adäquate
Massnahmen zur Einhaltung von kartellrechtlichen Bestimmungen (sogenannte
Compliance-Programme) als sanktionsmildender Faktor für Unternehmen
berücksichtigt werden konnten. Sechstens beinhaltete die Botschaft eine Verbesserung
des Widerspruchsverfahrens, das den betroffenen Unternehmen bei drohenden
Sanktionen frühzeitig Rechtssicherheit verschaffen sollte. 15

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.02.2012
LAURENT BERNHARD

Für Aufsehen sorgte im Mai die Bekanntgabe der Eidgenössische
Wettbewerbskommission (WEKO) eine rekordhohe Busse von 156 Millionen Franken
gegen den deutschen Automobilhersteller BMW auszusprechen. Die Untersuchung der
WEKO wies nach, dass die Vertriebsverträge von BMW mit den zugelassenen Händlern
im EWR-Raum eine Exportverbotsklausel enthielten, welche den Verkauf von
Fahrzeugen und Originalteilen an Abnehmer in der Schweiz untersagten. Diese
Beschränkung von Direkt- und Parallelimporten wurde als unzulässige vertikale Abrede
im Sinne des Kartellgesetzes beurteilt. 16

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 25.05.2012
LAURENT BERNHARD

Im Mai unterzeichnete die Schweiz ein Wettbewerbsabkommen mit der EU. Dieses
regelte die Zusammenarbeit zwischen den Wettbewerbsbehörden der beiden
Vertragsparteien, ohne dass das Wettbewerbsrecht harmonisiert wurde. Das
Abkommen setzte sich einen wirksameren Vollzug zum Ziel, indem es die gegenseitige
Mitteilung von entsprechenden Massnahmen und die Koordinierung von miteinander
verbundenen Sachverhalten ermöglichte. Darüber hinaus sollten im Falle von parallelen
Untersuchungsverfahren die Schweizerische Wettbewerbskommission (WEKO) und die
Generaldirektion Wettbewerb der EU-Kommission vertrauliche Informationen und
Beweismittel austauschen können. Bis dato konnten die Wettbewerbsbehörden davon
nur unter Einverständnis der von einem Verfahren betroffenen Unternehmen Gebrauch
machen. Bevor der Vertrag in Kraft treten konnte, mussten das EU-Parlament und die
Regierungen der Mitgliedsstaaten sowie die eidgenössischen Räte dem Abkommen
zustimmen. Nur wenige Tage nach Bekanntgabe des Vertragsabschlusses
verabschiedete der Bundesrat seine Botschaft. Darin vertrat die Landesregierung unter
anderem die Ansicht, dass das Abkommen einen Beitrag zur Bekämpfung der
“Hochpreisinsel Schweiz“ leisten würde. In der Herbstsession genehmigte der
Nationalrat das Wettbewerbsabkommen mit 128 zu 44 Stimmen. Einzig die Fraktion der
SVP sprach sich dagegen aus. Der Entscheid des Ständerats war am Jahresende noch
hängig. 17

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.09.2013
LAURENT BERNHARD

Die Ungleichbehandlung zwischen inländischen und ausländischen Notaren führte im
Berichtsjahr zu einer Uneinigkeit zwischen der Wettbewerbskommission (WEKO) und
den Kantonen. Das Tätigkeitsgebiet von inländischen Notaren war auf ihren jeweiligen
Kanton beschränkt. Gestützt auf das Freizügigkeitsabkommen mit der Europäischen
Union und das Berufsqualifikationsgesetz konnten derweil Notare aus der EU die
schweizweite Anerkennung ihrer Berufsqualifikation beantragen. Dieser Umstand führte
zu einer Inländerdiskriminierung, was gegen das Binnenmarktgesetz verstiess. Vor
diesem Hintergrund eröffnete die Wettbewerbskommission (WEKO) im März des
Berichtsjahrs eine Untersuchung, welche die Freizügigkeit der Notare ins Auge fasste.
Im Rahmen einer Vernehmlassung wurden die Kantone sowie die betroffenen
Bundesstellen zu einer Stellungnahme eingeladen. Im Oktober informierte die WEKO

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 11.10.2013
LAURENT BERNHARD
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die Kantone und den Bundesrat über die Ergebnisse ihrer Untersuchung. Die
Wettbewerbskommission empfahl den Kantonen, gleichwertige Ausbildungen von
freiberuflichen Notaren aus anderen Kantonen anzuerkennen. Einschränkende
Massnahmen wie Wohnsitzpflichten, Gegenrechtsbestimmungen oder
Staatsbürgerschaftserfordernisse sollten aufgehoben werden. Ferner sollten Kantone
mit Amtsnotariat bei der Stellenbesetzung auch ausserkantonal ausgebildete Notare
berücksichtigen. Die Kantone sprachen sich grossmehrheitlich gegen die Marktöffnung
aus. Sie waren der Auffassung, dass die Ausdehnung der Freizügigkeit in ihren
Kompetenzbereich eingriff und vertiefte Kenntnis über die lokalen Gegebenheiten
notwendig waren, um öffentliche Beurkundungen durchzuführen. 18

Der Ständerat befasste sich in der Frühjahrssession des Berichtsjahres als Erstrat mit
der Revision des Kartellgesetzes. Auf institutioneller Ebene erteilte die kleine Kammer
der vom Bundesrat vorgeschlagenen Schaffung einer Gerichtsinstanz eine Abfuhr.
Ausschlaggebend für diesen Entscheid war die Befürchtung einer Verlängerung der
Verfahren. Stattdessen beschloss der Ständerat eine Professionalisierung und
Verkleinerung der Wettbewerbskommission (WEKO). Das zwölfköpfige Gremium, in dem
bis anhin auch Vertreter von vier Verbänden (Economiesuisse, Schweizerischer
Gewerbeverband, Schweizerischer Gewerkschaftsbund und Stiftung für
Konsumentenschutz) Platz nahmen, sollte auf fünf unabhängige Sachverständige
reduziert werden. In Bezug auf das Teilkartellverbot, d.h. die Grundsatzverbote von
Preis-, Mengen- und Gebietsabreden zwischen Konkurrenten (Horizontalabreden)
sowie von vertikalen Preisbindungen und Gebietsabschottungen zwischen Produzenten
und Händlern (Vertikalabreden) folgte die kleine Kammer den bundesrätlichen
Anträgen. Der Ständerat sprach sich bei den Vertikalabreden dafür aus, im Einzelfall
abweichende Rechtfertigungsmöglichkeiten zuzulassen, sofern von solchen Abreden
eine effizienzsteigernde Wirkung ausging. Entgegen dem Vorschlag des Bundesrats
sollte die Beweisführung jedoch nicht den Unternehmen, sondern der
Wettbewerbsbehörde obliegen. Ausserdem legte der Ständerat fest, dass
wettbewerbsfördernde Arbeitsgemeinschaften und Poolverträge weiterhin zulässig
bleiben sollten. Diese Kooperationsformen waren in der Baubranche und in der
Versicherungsbranche häufig anzutreffen. Schliesslich sollten Bagatellfälle nicht von der
WEKO aufgegriffen werden. Für eine Überraschung sorgte die Annahme eines
Minderheitsantrags Hess (fdp, OW). Dieser sah – im Sinne einer im Vorjahr vom
Nationalrat angenommenen Motion Birrer-Heimo (sp, LU) – vor, dass Lieferanten aus
OECD-Ländern ihre Schweizer Kunden zu den dort üblichen Bedingungen beliefern
mussten. Dieser Entscheid, der die Bekämpfung der “Hochpreisinsel Schweiz“
bezweckte, kam deutlich mit 25 zu 12 Stimmen zu Stande. Vertreter der unterlegenen
Kommissionsmehrheit machten vergebens darauf aufmerksam, dass ein solcher
Lieferzwang für ausländische Unternehmen ohne Schweizer Niederlassung kaum
durchsetzbar war und der international gängigen Praxis widersprach. Nicht zuletzt
aufgrund des Umstandes, dass der Ständerat die Vorlage in gewissen Bereichen
grundlegend verändert und somit neue Fragen aufgeworfen hatte, beschloss die
Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats (WAK-NR) im April, den
Eintretensentscheid zu vertagen und weitere Abklärungen durchzuführen. Dies betraf
vor allem den Umbau der Wettbewerbskommission und die Frage des Lieferzwangs. In
der Presse wurde dies als Verzögerungstaktik einer aus Gewerbe- und
Gewerkschaftsvertretern bestehenden unheiligen Allianz interpretiert. Im Oktober gab
die WAK-NR bekannt, dass sich eine Mehrheit von 13 zu 9 Kommissionsmitgliedern
gegen das vom Ständerat beschlossene Teilkartellverbot ausgesprochen hatte. Ein
Gelingen der Gesetzesrevision erschien somit zunehmend ungewiss. 19

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.2013
LAURENT BERNHARD

Im September 2014 stimmte der Nationalrat mit 115 zu 68 Stimmen bei 3 Enthaltungen
einem Postulat der FDP-Liberalen-Fraktion zu, welches den Bundesrat zur
Berichterstattung über Wettbewerbsverzerrungen durch staatliche Unternehmen
beauftragt. Insbesondere hat der Bundesrat dabei aufzuzeigen, wie private
Wettbewerbsteilnehmer vor staatlichen Einflüssen geschützt werden können. Der
Bundesrat beantragte seinerseits die Ablehnung des Postulats, weil er die politischen
Erfolgschancen eines Programms, das zur Umsetzung verfassungsrechtlicher Reformen
bedürfte, als zu "gering" einschätzte. Der Nutzen eines Berichtes sei aus diesem Grund
nicht gegeben. Mit Ausnahme der Vertreter der SP, der Grünen und Teilen der CVP war
die grosse Kammer jedoch anderer Meinung. 20
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Nachdem sich der Ständerat im März 2013 mit der Revision des Kartellgesetzes
auseinandergesetzt und in einigen zentralen Punkten Anpassungen am bundesrätlichen
Entwurf vorgenommen hatte, sprach sich im Januar 2014 die Kommission für Wirtschaft
und Abgaben des Nationalrates (WAK-NR) gegen die Vorlage aus und stellte der grossen
Kammer den Antrag, nicht auf die Vorlage einzutreten. Die Gründe für die Ablehnung
waren laut Medienmitteilung der WAK-NR unterschiedlich: Einige
Kommissionsmitglieder begründeten ihren Entscheid damit, dass in der ständerätlichen
Detailberatung Bestimmungen aus der Vorlage gestrichen worden waren, die in ihren
Augen für die Stärkung des Wettbewerbs und die Bekämpfung der Schweizer
Hochpreisinsel von zentraler Bedeutung gewesen wären. Andere lehnten die Vorlage ab,
weil sie zum einen das geltende Recht für genügend hielten und weil es zum anderen
noch keine Rechtspraxis gab, die man hätte revidieren können. Die grosse Kammer
folgte im März 2014 dem Vorschlag der WAK-NR und entschied mit 106 zu 77 Stimmen
bei 4 Enthaltungen, nicht auf die Vorlage einzutreten. Die kleine Kammer hielt im Juni
2014 ihrerseits am Entscheid des Vorjahrs fest und spielte damit den Ball an den
Nationalrat zurück. Im Vorfeld der Herbstsession 2014 liess die WAK-NR verlauten, dass
man der grossen Kammer nun doch empfehle, auf den Entwurf einzutreten. In einigen
zentralen Punkten widersprach die WAK-NR jedoch dem ständerätlichen Entscheid und
bereitete zahlreiche Anträge vor. So zog sie es in Bezug auf das Teilkartellverbot, d.h.
den Grundsatzverboten von Preis-, Mengen- und Gebietsabreden zwischen
Konkurrenten (Horizontalabreden) sowie von vertikalen Preisbindungen und
Gebietsabschottungen zwischen Produzenten und Händlern (Vertikalabreden) vor, an
der geltenden Regelung festzuhalten. Zudem hielt eine Mehrheit der
Kommissionsmitglieder die Regelung des Ständerates betreffend die unzulässige
Behinderung des Einkaufs im Ausland für impraktikabel. Die WAK-NR schlug ihrerseits
eine Kompromisslösung über den Begriff des Missbrauchs der relativen Marktmacht vor.
Betreffend die institutionelle Reform sprach sich die Kommission für eine auf 7
Mitglieder beschränkte, ausschliesslich aus unabhängigen Sachverständigen
bestehende Wettbewerbskommission (WEKO) aus und lehnte den ständerätlichen
Antrag für eine 11-köpfige WEKO ab. Obgleich sich die Kommissionsmehrheit für ein
Eintreten stark machte, fand sich im Nationalrat auch in der Herbstsession 2014 keine
Mehrheit für den Antrag: Mit 99 zu 80 Stimmen bei 12 Enthaltungen folgte die grosse
Kammer einem Minderheitsantrag Rime (svp, FR) und versenkte den Entwurf zum
Kartellgesetz damit definitiv. Die Medien bezeichneten die Revision des Kartellgesetzes
als „Musterbeispiel einer gescheiterten Vorlage“. Die vom Bundesrat beabsichtigte
Stärkung der WEKO galt zu Beginn als ein mehrheitsfähiges Anliegen. Während
grundlegender Widerstand gegen den Vorschlag des Bundesrats aus der SVP, der BDP
und vom Gewerbeverband kam, die alle einen gesetzgeberischen Handlungsbedarf in
Abrede stellten, erhielten die Gegner im Nationalrat überraschend Unterstützung von
einer Mehrheit der Grünen und einer Minderheit der SP. Wirtschafts- und
Gewerkschaftskreise wehrten sich gegen die Verkleinerung und Professionalisierung
der WEKO. Anstelle des 11- bis 15-köpfigen Gremiums, dem neben unabhängigen
Sachverständigen auch Vertreter von vier Verbänden (Economiesuisse, Schweizerischer
Gewerbeverband, Schweizerischer Gewerkschaftsbund und Stiftung für
Konsumentenschutz) angehören, hätte die Kommission gemäss Ständerat auf fünf
unabhängige Sachverständige reduziert werden sollen. 21

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.10.2014
DAVID ZUMBACH

Am 1. Dezember 2014 trat das im Vorjahr unterzeichnete Wettbewerbsabkommen mit
der EU in Kraft. Dieses setzt sich zum Ziel, die Zusammenarbeit zwischen den
Wettbewerbsbehörden der Schweiz und der EU zu stärken, indem es die gegenseitige
Mitteilung von entsprechenden Massnahmen und die Koordinierung von miteinander
verbundenen Sachverhalten ermöglicht. Das Abkommen war rein verfahrensrechtlicher
Natur und verlangte keine Harmonisierung des materiellen Rechts. Zuvor hatte der
Ständerat im Juni 2014 das Abkommen einstimmig angenommen, jedoch abweichend
vom Nationalrat um eine Anpassung des Kartellgesetzes in Form eines Anhangs ergänzt.
Dieser legt fest, unter welchen Voraussetzungen Informationen an die
Wettbewerbsbehörde der EU herausgegeben werden dürfen. Insbesondere müssen die
Unternehmen vorab über die Datenherausgabe informiert werden. Die Daten dürfen
zudem nicht in zivil- oder strafrechtlichen Verfahren verwendet werden. Die grosse
Kammer hatte dem Zusatz noch in derselben Session zugestimmt. Der Nationalrat
stimmte dem Geschäft unter Opposition der SVP mit 142 zu 53 Stimmen zu. In der
kleinen Kammer passierte die Vorlage die Schlussabstimmung mit 41 zu 3 Stimmen. 22
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Une motion qui vise l’interdiction des contrats léonins des plates-formes de
réservation en ligne, notamment dans le domaine de l’hôtellerie, a été déposée par
Pirmin Bischof (pdc, SO). L’objectif en est l’interdiction des clauses de parité tarifaires
dans les relations contractuelles entre hôtels et sites internet de réservation en ligne.
En effet, l’auteur souligne que la numérisation rapide de l’économie entraîne une
distorsion de la concurrence dans le domaine de l’hôtellerie. Pirmin Bischof (pdc, SO)
estime que les plates-formes de réservation, et cite notamment le cas de booking.com,
«bâillonnent» les hôtels. Il précise que la Commission de la concurrence (COMCO) avait
souligné l’existence d’une position dominante du site booking.com en 2015.
Néanmoins, la COMCO avait renoncé à toutes interdictions, étant donné qu’il n’était
pas possible d’évaluer, à l’heure actuelle, les répercussions pratiques. L’auteur insiste
sur la liberté entrepreneurial réduite des hôteliers et les difficultés inhérentes à la
branche. En outre, il précise que des pays voisins, comme la France ou l’Allemagne, ont
déjà réagi par voie législative. Le Conseil d’Etat a transmis le dossier à la commission
compétente (CER-CE). 23

MOTION
DATUM: 29.11.2016
GUILLAUME ZUMOFEN

Jean-René Fournier (cvp/pdc, VS) a déposé une motion afin d’améliorer la situation
des PME dans les procédures de concurrence. L’économie helvétique se compose à
99% de PME. Leur rôle est donc clé. Dès lors, selon le dépositaire de la motion, les
pratiques en termes de surveillance de la concurrence, et plus particulièrement de
jurisprudence, ne prendraient pas en compte la situation particulière des PME. En
effet, ces entreprises ne disposent pas des mêmes ressources financières, humaines et
juridiques que les grands groupes nationaux et internationaux. Une modification
législative de la loi sur les cartels (LCart) devrait donc être envisagée. Plus précisément,
il s’agirait d’accélérer et de simplifier les procédures judiciaires, de réglementer la
publication d’informations lors d’une procédure, de respecter le principe de
proportionnalité lors de sanctions et de mettre en place une allocation de dépens. Le
Conseil fédéral s’est opposé à cette motion. Il a précisé que, depuis que le Conseil
national a rejeté une révision de la LCart, plusieurs interventions parlementaires visent
des adaptations ponctuelles de cette loi. Néanmoins, le Conseil fédéral estime que
seule une approche globale permettrait d’appréhender la complexité de cette
problématique.  De plus, le gouvernement précise que, sur la question de la longueur
des procédures, la complexité de la thématique de la concurrence ainsi que la
nécessité de garantir l’indépendance des autorités de la concurrence et des tribunaux
empêchent une accélération notoire des procédures. Ensuite, il considère que de ne
publier les décisions qu’une fois qu’elles sont actées, ne ferait que ralentir les
procédures et constituerait un pas en arrière dans le domaine de la prévention et de la
transparence. De plus, il ajoute que le principe de proportionnalité est déjà appliqué.
Puis, il précise que les allocations de dépens sont réglées dans la loi fédérale sur la
procédure administrative. Au final, étant donné la complexité de la thématique, le
Conseil des États a transmis l’objet à sa commission de l'économie et des redevances
(CER-CE) pour un examen préalable. 24

MOTION
DATUM: 06.03.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

La motion Bischof (cvp/pdc, SO) vise l'interdiction des contrats léonins des plates-
formes de réservation en ligne. En effet, selon le dépositaire, les clauses de parité
tarifaire, dictées par les plates-formes de réservation en ligne, s'imposent comme des
distorsions de la concurrence. Étant donné l'impact négatif sur le tourisme, et plus
particulièrement sur l'hôtellerie helvétique, le Conseil fédéral est chargé de soumettre
un projet législatif qui interdit les clauses de parité dans la relation contractuelle entre
les hôtels et les plates-formes de réservation. Le Conseil fédéral s'est prononcé contre
cette motion. Il souligne que les innovations numériques sont un gain pour le
consommateur, grâce à la hausse de la transparence, et pour l'hôtelier, grâce à une
hausse de la visibilité. Opposé à cette motion, le Conseil fédéral a dû concéder que la
forte concentration du marché incarnait un risque pour la concurrence. Les clauses de
parité tarifaire, précisément attaquées par la motion, réduisent la concurrence entre
les canaux de distribution. Néanmoins, il précise que les hôteliers ont toujours la
possibilité de proposer des meilleurs prix dans le cas de la distribution hors-ligne, ou
encore à travers des zones membres, liés à des programmes de fidélité. Il conclut que la
Commission de la concurrence (COMCO) maintiendra sa vigilance à l'égard des plates-
formes de réservation en ligne comme Booking.com. Dès lors, il n'est pas opportun,
selon le Conseil fédéral, d'élargir les interdictions car la loi sur les cartels joue déjà son
rôle. A l'opposé, la Commission de l'économie et des redevances du Conseil des Etats
(CER-CE) a proposé à sa chambre d'adopter la motion par 9 voix contre 1 et 2
abstentions. En effet, après de nombreuses discussions avec des représentants des
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01.01.98 - 01.01.18 8ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



milieux concernés, la CER-CE a jugé que la position dominante des plates-formes de
réservation entrave le bon fonctionnement de la concurrence. Une telle situation
défavorise les hôteliers autant que les consommateurs. Par exemple, comme les hôtels
se positionnent sur plusieurs plates-formes, les clauses de parité tarifaire leur impose,
d'une part, d'afficher le tarif le plus élevé de ces plates-formes sur leur propre site
internet, et d'autre part, les empêche de proposer des offres à bas prix à court-terme
pour doper leur taux d'occupation. En outre, la CER-CE a soulevé que la plupart des
pays limitrophes, donc des concurrents directs dans le domaine du tourisme, avaient
récemment légiféré sur les clauses restrictives. Au final, le Conseil des Etats a suivi sa
commission. Il adopte la motion par  34 voix contre 5 et 4 abstentions. Lors du débat,
certains sénateurs représentant des cantons touristiques sont montés au créneau.
Stefan Engler (cvp/pdc, GR) a rappelé que l'intérêt des consommateurs devait primer.
Puis, Beat Rieder (cvp/pdc, VS) a notamment accusé les plates-formes comme
Booking.com de mettre sous tutelle l'hôtellerie helvétique. 25

Ticketcorner et Starticket se positionnent comme deux entités actives dans la
distribution de billets d’entrée: distribution physique et en ligne (distribution par un
tiers), médiatisation des spectacles et logiciels de distribution (auto-distribution). Une
opération de concentration, qui aurait transformé Starticket en filiale à 100% de
Ticketcorner, a été interdite par la Commission de la concurrence (COMCO). En effet,
après une étude de l’évolution potentielle du marché, la COMCO a estimé que de forts
risques de position dominante, notamment dans le domaine de la distribution par un
tiers, et d’effets de conglomérat, étant donné les liens avec les deux groupes de médias
Ringier et Tamedia, mettaient en danger le bon fonctionnement de la concurrence. 26

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 23.05.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Après une acceptation nette du Conseil des Etats, la motion sur l'interdiction des
contrats léonins des plates-formes de réservation en ligne a animé les débats au sein
de la chambre du peuple. Tout d'abord, la Commission de l'économie et des
redevances du Conseil national (CER-CN) a proposé à son conseil, par 14 voix contre 9
et 2 abstentions, d'accepter la motion. La majorité de la CER-CN s'est appuyée sur les
arguments de la restriction des libertés entrepreneuriales et de la concurrence. De
plus, elle a précisé que la majorité des pays voisins de la Suisse, concurrents directs au
niveau du tourisme, avaient tous déjà interdits ces clauses. A l'opposé, une minorité a
estimé que les plates-formes de réservation en ligne étaient bénéfiques pour la
transparence et la comparabilité des offres, et que la COMCO suivait déjà
attentivement la problématique. Ensuite, le débat a largement divisé le Conseil national.
Les arguments ont abordé les thématiques de la libre concurrence, du libéralisme et de
la numérisation de l'économie. En outre, plusieurs parlementaires ont estimé que la
problématique relevait de la COMCO, et non du Parlement. Au final, la motion a été
acceptée par 120 voix contre 52 et 10 abstentions. Si le PDC, le PS, le PBD et les verts
ont voté de manière groupée en faveur de la motion, le débat a fait naître des divisions
au sein des partis de droite: l'UDC avec 30 voix pour et 24 voix contre et le PLR avec 11
voix pour et 18 voix contre. Ces voix issues de la droite ont fait pencher la balance. 27

MOTION
DATUM: 18.09.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Etant donné la complexité de la thématique, la Commission de l'économie et des
redevances du Conseil des Etats (CER-CE) s'est penchée sur la motion Fournier
(cvp/pdc, VS). L'objectif de cette motion est d'améliorer la situation des PME dans les
procédures de concurrence en modifiant uniquement quatre points de la loi sur les
cartels (LCart). Une majorité de la commission, 9 voix contre 3 et 1 abstention, s'est
prononcée en faveur de la motion. La CER-CE a avancé plusieurs arguments.
Premièrement, une accélération des procédures serait favorables aux petites
entreprises qui représentent le 99% du tissu économique helvétique. Deuxièmement,
une allocation de dépens se justifie face aux frais de procédure parfois insupportables
pour les PME. Troisièmement, la CER-CE a considéré que la publication de l'ouverture
d'une enquête porte un préjudice, souvent irréparable, qui porte atteinte à l'image de
l'entreprise alors qu'aucune culpabilité n'a encore été démontrée. Finalement, une
prise en compte de la taille de l'entreprise lors de la sanction a paru juste à la CER-CE.
A l'opposé, une minorité craint un affaiblissement de la LCart en cas d'adoption de la
motion. Lors du vote en chambre, la motion a été acceptée par 31 voix contre 10 et 1
abstention. 28
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Wirtschaftsordnung

Avec un postulat, Ruedi Noser (fdp/plr, ZH) est revenu sur la thématique des
entreprises dont l'Etat est conjointement propriétaire. L'objectif est d'établir un
rapport qui définisse les éléments qui permettent de séparer clairement la
réglementation, l'exécution et la surveillance des "state owned entreprises". En effet,
le sénateur souligne les risques de conflits d'intérêts. Par conséquent, il estime qu'un
désenchevêtrement des responsabilités doit primer afin de garantir une bonne
gouvernance. Comme exemple, il mentionne la gestion des hôpitaux cantonaux ou
encore l'aéroport de Zürich. Deux points en particulier soulèvent l'attention du
dépositaire: le cumul de mandats et la possibilité d'interdire à l'Etat d'avoir une forte
participation dans une entreprise. Le Conseil fédéral, qui propose de rejeter ce
postulat, affirme d'abord que l'article 14 de la loi sur le Parlement (LParl) et l'article 60
de la loi sur l'organisation du gouvernement (LOGA) interdisent déjà le cumul de
mandats. En effet, un siège dans un organe de direction d'une entité contrôlée par
l'Etat n'est pas compatible avec un mandat législatif ou exécutif. De plus, il estime
qu'interdire à l'Etat de posséder une participation dans une entreprise serait
disproportionné. Pour appuyer cet argument, le Conseil fédéral rappelle qu'une action
entrepreneuriale de l'Etat répond à un intérêt public. Dès lors, cet intérêt public
domine le risque de conflits d'intérêts. Au Conseil des Etats, Christian Levrat (sp/ps,
FR) s'est opposé à Ruedi Noser (fdp/plr, ZH) en l'accusant de mener un combat
idéologique avec une seule volonté: faire un pas dans la direction de la privatisation de
nombreux services publics. La chambre des cantons a suivi le Conseil fédéral. Il rejette
le postulat par 36 voix contre 6 et 1 abstention. 29

POSTULAT
DATUM: 28.02.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Netz und Vertrieb

Sous la pression de l'ouverture du marché de l'électricité dans l'Union européenne
prévue pour 1999, la Suisse s'apprête elle aussi à libéraliser ce secteur jusqu'ici en
situation monopolistique. Le Conseil fédéral a mis en consultation en début d'année un
avant-projet de loi sur le marché de l'électricité. Ce dernier consiste en une loi cadre
qui s'appuie sur les principes de coopération et de subsidiarité. Il propose un accès
réglementé au réseau sur la base d'un accord et formule les principes régissant la
gestion du réseau, la compatibilité et la sécurité de l'approvisionnement. La
libéralisation se fera par étapes sur neuf années. A l'entrée en vigueur de la loi, seuls les
gros consommateurs auront accès au libre marché. Cette première étape concernera
114 entreprises suisses consommant plus de 20 gigawattheures annuellement. Elle
permettra de libéraliser 21% de l'ensemble du marché. Après trois ans, la part s'élèvera
à 33%, puis à 60% après six ans et enfin à la totalité au bout de neuf ans. Parallèlement,
les petites usines de distribution devront vendre un courant issu du marché libre à
hauteur de 10% pour les trois premières années, de 20% pour les trois suivantes, puis
de 50% et atteindre les 100% après neuf ans. Selon l'Union des centrales suisses
d'électricité (UCS), les investissements non amortissables (INA) s'élèveraient à CHF 4.8
milliards si l'ouverture se faisait totalement en 1999. Ce montant diminuerait avec une
libéralisation progressive pour atteindre entre CHF 700 millions et 1.8 milliard. Les
consommateurs devront payer cette somme; le projet de loi autorise en effet les
fournisseurs à augmenter temporairement (10 ans au maximum) leurs tarifs afin de
rembourser ces investissements. Cela consistera en une hausse du kwh de 0.18 à 0.45
centime, selon l'Office fédéral de l'énergie. Le produit de cette augmentation sera
réuni dans un fonds privé qui servira à indemniser les INA ainsi qu'à maintenir ou
rénover des centrales hydrauliques. Les centrales nucléaires n'ont pas été exclues de
l'indemnisation des INA. Le projet demande d'encourager au moyen d'un fonds de
soutien les énergies renouvelables. Les distributeurs d'électricité devront en acquérir
une part minimale. Le projet recommande également la création d'une seule société
suisse de réseau qui sera issue du rapprochement entre les six grandes compagnies
nationales. Une commission d'arbitrage est aussi prévue. Quant aux 900 sociétés de
distribution au détail, elles devront se concentrer.
L'avant-projet de loi s'est heurté en procédure de consultation à d'âpres résistances,
même si la majorité des acteurs concernés ont reconnu la nécessité de la libéralisation.
L'encouragement des énergies renouvelables et la compensation des INA – deux pièces
majeures du dossier – ont fait l'objet de critiques acerbes. Il en a été de même pour la
création d'une société suisse unique pour l'exploitation du réseau. Concernant la
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priorité donnée aux énergies renouvelables, le Vorort, l'USAM, l'UCS, Migros, l'Union des
villes suisses, plusieurs partis (PRD, PL, UDC) et la commission de la concurrence s'y
sont opposés. Parmi les partisans d'un encouragement aux énergies renouvelables, le
PS et le PDC ont souhaité maintenir la compétitivité des centrales hydroélectriques
avec l'aide d'une taxe sur les énergies non renouvelables. Les cantons de montagne ont
réclamé haut et fort cette taxe pour accompagner l'ouverture du marché de
l'électricité. Ils ont demandé que la moitié des recettes de la taxe soit affectée à
l'encouragement des énergies renouvelables. Concernant l'indemnisation des INA, le
Vorort a exprimé son désaccord, estimant que les consommateurs n'avaient pas à payer
pour les mauvais investissements des centrales. L'USAM, l'Union suisse des paysans et la
commission de la concurrence s'y sont opposés. Les milieux écologistes et le PS se sont
opposés à toute indemnisation des INA pour les centrales nucléaires. Concernant la
création d'une société suisse unique pour l'exploitation du réseau, la gauche est
d'accord, le Vorort, l'UCS, l'UDC et le PRD sont contre. L'UCS a proposé un bureau de
coordination pour les lignes du réseau et réclamé un rythme d'ouverture plus lent. La
commission de la concurrence, qui a vivement critiqué tout le projet, a néanmoins
soutenu ce dernier point. 30

La Commission de la concurrence a annoncé l’ouverture d’une enquête contre les
Forces motrices bernoises (FMB) qui ont refusé à un gros consommateur l’utilisation
de leur réseau pour transporter l’électricité. Une plainte a été déposée par Swissmetal
et EGL auprès de la Commission de la concurrence. Celle-ci a estimé que les
entreprises en situation dominante sur le marché ne devaient pas refuser l’accès à
leurs infrastructures. Les FMB ont riposté en déposant plainte auprès de la Commission
de recours pour les questions de concurrence, afin d’obtenir l’ouverture d’une
enquête sur la Commission de la concurrence, ainsi qu’un arrêt de la procédure. 31

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 15.07.1999
LAURE DUPRAZ

Verkehr und Kommunikation

Eisenbahn

Les CFF et le Bern-Lötschberg-Simplon (BLS) ont ratifié une convention scellant leur
future coopération. Le canton de Berne a accepté que les CFF détiennent une
participation dans la compagnie bernoise, qui a été plafonnée à 34%. Toutefois, Berne
a promis à l’ex-régie un droit de préemption s’il se défait un jour d’un paquet d’actions.
Prétextant la restructuration de l’entreprise et donc l’impossibilité de chiffrer la valeur
des actions, les CFF n’ont pas pu acquérir immédiatement les 34%. Par ailleurs, l’ex-
régie devait obtenir le feu vert de la Commission de concurrence avant d’officialiser
l’achat. La collaboration a cherché à supprimer les doublons et à répartir les secteurs
d’activités. Le BLS reprendra complètement d’ici à 2004 le RER bernois, lequel inclura
l’ensemble du transport régional des voyageurs dans un périmètre incluant Fribourg,
Payerne, Morat, Neuchâtel, Bienne, Langnau et Thoune. Il exploitera aussi les trains
RegioExpress Berne-Langnau-Lucerne et Berne-Kandersteg-Brig. Le BLS conserve le
transport de voitures au Lötschberg, de Kandersteg à Goppenstein. En retour, les CFF
s’occuperont du trafic voyageur longue distance sur l’axe Lötschberg. Il s’agit
essentiellement des lignes Thoune-Brig et Thoune-Interlaken. Les CFF auront aussi
l’exclusivité du trafic par wagons isolés sur le Lötschberg. En revanche, le secteur des
marchandises restera soumis à la concurrence, notamment pour le trafic de transit et
pour trains complets. 32

ANDERES
DATUM: 16.05.2001
PHILIPPE BERCLAZ

Post und Telekommunikation

En juillet, Diax a demandé à la Commission fédérale de la communication (ComCom)
une libéralisation totale du dernier kilomètre du réseau de Swisscom afin de faciliter
la mise en place de services de connexion à haute vitesse chez les usagers. Le «dernier
kilomètre» ou «boucle locale» désigne la liaison par fils de cuivre ou fibre optique
entre les centres téléphoniques et les prises chez les particuliers ou les entreprises.
Celui-ci est symbolisé par la taxe de raccordement obligatoire perçu par Swisscom.
S'appuyant sur l'expertise de la Commission de concurrence et dans le cadre des
mesures provisionnelles, la ComCom a estimé que Swisscom avait une position
dominante dans les raccordements et qu'il n'y avait pas d'alternative satisfaisante. Par
conséquent, elle a imposé à Swisscom l'ouverture de son réseau à Diax; le dégroupage
partiel du raccordement des usagers a été prévu en trois étapes échelonnées sur neuf
mois. L'autorité de surveillance des télécommunications a aussi demandé aux deux
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opérateurs d'élaborer une offre en vue d'une ouverture totale de la boucle locale, car
elle obéissait aux mêmes principes que l'interconnexion: pas de discrimination et des
prix conformes aux coûts. Swisscom a réagi en faisant recours au Tribunal fédéral,
estimant que la décision de l’autorité de surveillance des télécommunications le
désavantageait et ne reposait sur aucune base légale. Les mesures provisionnelles ne
concernaient que la transmission des données et non la téléphonie vocale. Saisis, les
juges fédéraux ont accordé l'effet suspensif à la décision de la ComCom obligeant
Swisscom à ouvrir partiellement le dernier kilomètre à Diax. La décision sur le fond a
été prévue pour 2001. L'ouverture à la concurrence du dernier kilomètre téléphonique
a aussi été débattue au Conseil national. Par 89 voix contre 64, ce dernier a refusé en
décembre l'initiative parlementaire de Theiler (prd, LU), demandant d'ôter le monopole
dont dispose Swisscom. L'initiative a été victime du camp rose-vert, opposé au
démantèlement de l'ex-régie, et des représentants des cantons de montagne du PDC,
soucieux d'éviter toute menace d'abandon de desserte dans les régions périphériques.
De plus ces derniers craignaient qu'une libéralisation de la boucle locale ne permette à
la ComCom d'ordonner le découpage de la boucle locale, pratique amorcée en Europe.
(Pour plus d'informations, voir ici.) 33

Intervenue dans le cadre des enchères UMTS, la Commission de la concurrence a donné
son feu vert à la fusion entre les opérateur Diax et Sunrise. L'examen a conclu que
l'opération n'était pas à même de créer une position dominante sur le marché des
télécommunications (voir ici).

ANDERES
DATUM: 31.12.2000
PHILIPPE BERCLAZ

Le système UMTS (Universal Mobile Telecommunication Standard) a été mis aux
enchères en automne. Celui-ci succédera au réseau GSM utilisé par les téléphones
mobiles actuels. L'UMTS ouvrira la voie vers de nouveaux services interactifs dont le
Visiophone et Internet à haut débit. La mise en service des premiers réseaux UMTS en
Suisse – comme en Europe – est prévue pour 2002. Le DETEC a mis en jeu quatre
concessions pour l'exploitation d'un réseau UMTS sur l'ensemble du territoire
helvétique. L'octroi de la concession était lié à une obligation de couverture de 50% de
la population. La vente des concessions laissaient présager une promesse de pactole
pour la Confédération, vu les chiffres record qui avaient été atteints en Angleterre. Les
autorités l'estimaient en juin entre CHF 6 et 10 milliards, puis entre CHF 3 et 6 milliards
vu le semi-échec néerlandais et allemand. A la clôture des inscriptions, dix candidats
s'étaient annoncés. Le nombre des prétendants s'est au fur et à mesure réduit à
l'approche de la vente. Les raisons à cette défection étaient principalement dues à
l'absence de liquidités d'investissement, déjà mobilisées dans d'autres pays où les
enchères s'étaient envolées. Dans l'objectif d'obtenir une concession, Swisscom s'est
allié à Vodafone. La veille de l'enchère, il ne restait plus que cinq opérateurs en course
pour 4 concessions et un coup de théâtre s'est produit dans l'heure précédent la date
butoir: Tele Danemark était parvenu à prendre le contrôle de deux prétendants – Diax
et Sunrise – et à les faire fusionner. Informé de la naissance du numéro deux de la
téléphonie en Suisse, l'OFCOM a gelé les enchères, car l'acheteur était inconnu. La
Commission de la concurrence ayant statué que la fusion Diax-Sunrise ne portait pas
atteinte à la concurrence dans le marché futur de l'UMTS, la vente des quatre licences
aux quatre candidats restant a pu avoir lieu. Elles ont été adjugées pour CHF 205
millions, soit à peine CHF 5 millions de plus que les mises de départ de CHF 50 millions
l'unité. Les acquéreurs des licences, qui auront une durée de vie de 15 ans, étaient:
Swisscom, Telefonica, Dspeed (Diax et Sunrise) et Orange. Ce dernier avait été le seul à
surenchérir symboliquement de cinq millions. Le manque à gagner par rapport aux
estimations prévues de CHF 4 à 7 milliards a retenu l'attention de certains
parlementaires qui n'ont pas hésité à demander la tenue d'une enquête pour établir les
responsabilités de cette débâcle. L'obtention par Swisscom de sa licence, condition
sine qua non de l'entrée pour Vodafone dans le capital de Swisscom a eu comme effet
que celui-ci procédera à une prise de participation de 25% dans le capital de la future
filiale de téléphonie mobile Swisscom Mobile. En autorisant Swisscom, dont elle est
actionnaire majoritaire à faire alliance avec l'opérateur Vodafone, le Conseil fédéral a
amorcé une "sous-privatisation" et a donné son acceptation implicite pour la holding. 34
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Devant les soupçons de prise illégale de participation de Deutsche Telekom dans Tele
Danemark (trois jours avant la mise aux enchères, l’opérateur allemand s’est retiré de la
course aux licences UMTS, laissant le champ libre à l’opérateur danois) et malgré le feu
vert de la Commission de la concurrence (Comco), l’OFCOM a décidé de faire la lumière
sur la fusion diAx/Sunrise, devenu entre temps Sunrise. Toujours concernant la mise
aux enchères des licences UMTS, la Délégation des finances du parlement – sous
requête de la commission des finances du National –, a rendu public ses conclusions
quant à son échec. D’après elle, la Comco ne peut être tenue pour coupable, car la
méthode de vente avait été choisie à bon escient et la procédure d’octroi des
concessions préparée de manière professionnelle. La leçon à tirer de cette vente est
que la Confédération, si elle ne veut pas voir le pactole s’envoler à nouveau, devra à
l’avenir fixer des valeurs financières minimales. 35

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 23.05.2001
PHILIPPE BERCLAZ

Dès janvier 2002, Swisscom réduira de 6 pourcent en moyenne les prix
d’interconnexion à son réseau fixe. Seuls deux tarifs d’interconnexion subsisteront
contre trois précédemment : le tarif normal entre 8 heures et 17 heures, et celui réduit
entre 17 heures et 8 heures. Le tarif de nuit disparaît. L’interconnexion consiste à relier
les réseaux des autres compagnies comme Sunrise, Tele2 à celui de Swisscom, le seul
qui permette l’accès aux abonnés (dernier kilomètre). Cette modification des tarifs est
due à l’entrée en vigueur depuis le 1er janvier 2000 de nouveau barèmes pour les prix
de connexion. Les prix sont désormais calculés en fonction des coûts engendrés
directement par les prestations d’interconnexion (sans charges supplémentaires).
Malgré cette baisse, les opérateurs continuaient à contester le monopole de Swisscom
sur le dernier kilomètre. L’OFCOM a indiqué que l’affaire était toujours pendante
devant le Tribunal fédéral. Sunrise a en outre déposé deux plaintes auprès de la Comco
contre Swisscom. Il lui reprochait de ne pas respecter la loi sur les cartels et de profiter
de son monopole sur le dernier kilomètre au détriment de ses concurrents. La
première plainte concernait l’offre internet à large bande ADSL de Bluewin, filiale de
Swisscom. Les clients voulant bénéficier des services ADSL de Bluewin et qui étaient
abonnés chez un autre opérateur devaient résilier leur contrat. Sunrise exigeait donc
de Swisscom qu’il loue à ses concurrents le dernier kilomètre nécessaire à la
technologie ADSL aux même conditions que celles valant pour Bluewin. La deuxième
plainte concernait les services de messageries numériques. Lorsque leur répondeur
contient un nouveau message, les clients de Swisscom sont avertis par une tonalité
différente au moment où ils décrochent leur combiné. Or ce service est disponible par
le biais du dernier kilomètre et de fait de son monopole, Swisscom est le seul opérateur
qui peut accorder cette prestation. Sunrise exigeait de pouvoir disposer d’une solution
identique. (Pour l'initiative parlementaire de Theiler (prd, LU) (00.413) refusé en 2000,
voir ici.) 36

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 05.11.2001
PHILIPPE BERCLAZ

Au cours de l’année sous revue, Swisscom s’est retrouvé à deux reprises dans le
collimateur de la Commission de la concurrence (Comco). La première affaire est due à
une plainte de la société Profitel. Par des mesures provisionnelles, la Comco a obligé
Swisscom à offrir le même rabais à tous ses clients en matière d’accès à l’ADSL.
Swisscom proposait à une vingtaine de fournisseurs d’accès ADSL des rabais de 13 à
20%, calculés en fonction du nombre de clients. Or Bluewin, filiale de Swisscom,
obtenait le rabais d’accès le plus important en tant que fournisseur d’accès le plus
important du pays. La Comco a jugé que Swisscom abusait de sa position dominante sur
le marché et discriminait les concurrents de Bluewin.
La Comco a ouvert une deuxième enquête contre les trois opérateurs de téléphonie
mobile. (En décembre 2001, à l’issue d’une précédente enquête, la Comco avait conclu
que les trois opérateurs ne s’étaient pas entendus sur les prix des communications.) La
Comco soupçonnait Orange, Sunrise et Swisscom de s’être mis d’accord pour
maintenir le prix des redevances de terminaison à un niveau artificiellement élevé. (Les
redevances sont les taxes que demandent les trois opérateurs pour chaque minute de
communication d’un appareil fixe à un mobile.) Les tarifs étaient parmi les plus élevés
d’Europe, selon une étude commandée par l’Office fédéral de la communication à
l’institut allemand WIK. La moyenne suisse était d’environ 4% plus élevée que celle
européenne. Si les appels sur le réseau fixe ne coûtaient qu’environ 5 centimes la
minute, les communications avec un téléphone mobile étaient facturées dix fois plus
cher. Les redevances demandées par les opérateurs étaient extrêmement proches. 37
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La Commission de la concurrence (Comco) a jugé que Swisscom avait abusé de sa
position dominante dans le domaine de l'ADSL, l'accès à internet à haut débit par la
ligne fixe du téléphone. Elle a obligé l'opérateur à abandonner le système de rabais,
dont a profité Bluewin pendant un certain temps. Lors de ses investigations, la Comco a
constaté que durant cette période, à la différence de ses concurrents, Bluewin avait
fortement accru son nombre d’ abonnés ADSL. Swisscom a réfuté les reproches et
contestera cette décision devant la Commission de recours en matière de
concurrence. 38

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 19.12.2003
PHILIPPE BERCLAZ

Sur la base d’une expertise de la ComCo établissant la position dominante de Swisscom
sur le marché de l’accès à haut débit, la ComCom a rappelé cette dernière à l’ordre et
l’a obligé à respecter le dégroupage total décidé par l’Assemblée fédérale l’année
précédente. Swisscom doit donc offrir un accès à haut débit à prix coûtant à ses
concurrents. La commission a ainsi donné raison à Sunrise et Orange qui, en
septembre, avaient déposé plainte concernant une offre ADSL de Swisscom. Cette
dernière proposait à ses clients un accès ADSL sans ligne téléphonique fixe, par un
abonnement de téléphonie mobile. Le raccordement au réseau fixe n’était par
conséquent pas facturé et il en résultait une économie de CHF 25,25 par mois pour les
clients. Or, si une autre entreprise de télécommunications souhaitait proposer la même
offre, elle devait payer à Swisscom le prix du raccordement ou le facturer à ses
clients. 39

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 23.11.2007
NICOLAS FREYMOND

Les conditions auxquelles Swisscom met ses infrastructures à la disposition des autres
prestataires de services de télécommunication ont été mises en accusation à plusieurs
reprises au cours de l’année sous revue. Le Tribunal fédéral, d’abord, a donné raison à
Monsieur Prix et à la ComCom en condamnant Swisscom à rembourser plusieurs
millions de francs à Cablecom. Les juges de Mon Repos ont considéré que cette
dernière avait payé des frais excessifs pour le transfert de clients sans changement de
numéros de téléphone entre 2004 et 2006. Peu après, la Commission de la
concurrence (ComCo) a sanctionné l’opérateur historique d’une amende de CHF 333
millions pour avoir abusé de sa position dominante en exigeant de ses concurrents une
taxe de transmission sur le réseau mobile deux fois plus élevée que la moyenne
européenne. Swisscom a immédiatement annoncé son intention de déposer un recours
contre cette décision auprès du Tribunal administratif fédéral. En fin d’année, la
ComCom a décidé de baisser rétroactivement les prix d’interconnexion pratiqués par
Swisscom entre 2004 et 2006 de 15 à 20%, de sorte à les aligner sur les coûts requis
effectivement pour l’interconnexion. Les concurrents lésés peuvent dès lors demander
le remboursement des montants indûment perçus. 40

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 18.12.2007
NICOLAS FREYMOND

Le 20 mars, Swisscom a annoncé son intention de racheter The Phone House sans
communiquer de prix. Après examen, la ComCo a donné son feu vert, jugeant que cette
concentration ne créerait ni ne renforcerait une position dominante de Swisscom sur le
marché. 41

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 05.06.2008
NICOLAS FREYMOND

À la fin de l’été, la Commission de la concurrence (ComCo), le surveillant des prix et la
Commission de la communication (ComCom) ont demandé au Conseil fédéral
d’élaborer une révision de la loi sur les télécommunications (LTC), de telle sorte que la
ComCom soit habilitée à contrôler d’office les prix d’interconnexion et d’accès au
réseau, et non plus sur demande d’un fournisseur. Les trois organes jugent ce
renforcement de la régulation nécessaire pour garantir une concurrence efficace. En
effet, il vise à empêcher les fournisseurs de s’entendre sur des prix surfaits, tout en
permettant de procéder à des corrections tarifaires rapides et transparentes.
Formellement, la modification proposée de la LTC consiste à supprimer le principe dit
de la « primauté des négociations », selon lequel la ComCom ne peut intervenir dans la
fixation des prix qu’à la condition que les fournisseurs aient préalablement négocié
pendant trois mois et déposé une demande en ce sens auprès de la commission. Les
trois organes estiment impératif d’éliminer un dispositif légitimant pareillement la
collusion. 42

ANDERES
DATUM: 29.08.2008
NICOLAS FREYMOND
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La ComCo a mis en cause les mesures d’exception dont bénéficie la Poste en matière
de transport le dimanche et la nuit. Estimant qu’elles procurent un avantage injustifié à
l’entreprise publique par rapport à ses concurrents, elle a demandé au Conseil fédéral
de les supprimer. 43

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 07.11.2008
NICOLAS FREYMOND

Concernant la tarification de l’accès à haut débit, Swisscom a fait recours auprès du
Tribunal administratif fédéral (TAF) contre la décision de la ComCom de novembre 2007
l’obligeant à offrir à ses concurrents cet accès à prix coûtant. La ComCom avait en effet
estimé que l’opérateur historique abusait de sa position dominante pour proposer à
ses clients un accès ADSL sans ligne fixe grâce à un abonnement de téléphonie mobile,
alors qu’elle facturait à Sunrise et Orange le raccordement au réseau fixe pour tout
accès à haut débit. Dans le même dossier, le secrétariat de la ComCo a demandé à
cette dernière de sanctionner Swisscom d’une amende de CHF 237 millions pour abus
de position de dominante sur le marché de l’internet à haut débit. Cette requête
conclut une enquête débutée en 2005. 44

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 14.11.2008
NICOLAS FREYMOND

Les chambres ont débattu du développement du marché suisse des
télécommunications. Le Conseil des Etats a discuté une motion Forster-Vannini (plr,
SG) (08.3639) demandant une révision partielle de la loi sur les télécommunications
(LTC) afin de renforcer les compétences de l’autorité de régulation, la commission de la
communication (Comcom), en matière de contrôle de la concurrence. Concrètement,
cette proposition vise à passer d’un mode de régulation ex post à un mode ex ante en
permettant à la Comcom de s’autosaisir lorsqu’elle constate des pratiques irrégulières,
selon la recommandation émise l’année précédente par la commission de la
concurrence (Comco) et le surveillant des prix. Partageant la préoccupation de la
motionnaire de garantir une concurrence effective, la CTT-CE a toutefois jugé
inadéquat de procéder à un changement radical du mode de régulation avant même
d’avoir pu faire le bilan de la mise en œuvre des dispositions révisées de la LTC. Aussi a-
t-elle déposé un postulat confiant au Conseil fédéral la tâche de présenter un rapport
complet sur la libéralisation du marché des télécommunications afin d’évaluer
l’efficacité du dispositif actuel et l’opportunité de réviser la législation. Les sénateurs
n’ont que partiellement suivi leur CTT, puisqu’ils ont approuvé tant le postulat que la
motion. Le Conseil national a quant à lui suivi l’avis de sa CTT et massivement rejeté la
motion, par 141 voix contre 21. (Concernant la précédente révision de la LTC, voir ici.) 45

POSTULAT
DATUM: 08.09.2009
NICOLAS FREYMOND

Le TAF a confirmé la décision prise par la Comcom en 2007 dans le litige opposant
Swisscom à Sunrise concernant la tarification de l’accès à haut débit. Considérant que
l’entreprise publique occupe une position dominante sur ce marché, les juges ont
obligé Swisscom à ouvrir l’accès à son réseau à large bande à ses concurrents à prix
coûtant. La Comco a quant à elle condamné Swisscom pour un autre cas d’abus de
position dominante dans le même segment de marché à une amende de CHF 219
millions. Plusieurs nouvelles plaintes ont en outre été déposées au cours de l’année
sous revue. 46

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 06.11.2009
NICOLAS FREYMOND

Orange et Sunrise, les deux principaux concurrents de Swisscom, ont annoncé leur
fusion. En rachetant 75% des actions de Sunrise pour le coût de CHF 2,26 milliards, la
filiale suisse de France Telecom aura un chiffre d’affaires annuel cumulé de CHF 3,1
milliards, soit environ le quart de Swisscom. L’annonce de la fusion a suscité la
méfiance des observateurs, qui l’ont jugée fort préjudiciable à la concurrence, déjà
modérée, sur le marché suisse des télécommunications et craignent l’émergence d’un
duopole. La Comco a entamé en toute fin d’année l’examen de la conformité de la
fusion à la législation en vigueur. 47

ANDERES
DATUM: 29.12.2009
NICOLAS FREYMOND

La Commission de la concurrence (Comco) a interdit la fusion de Sunrise et Orange au
motif qu’elle conduirait à la constitution d’un duopole sans réelle concurrence, dans la
mesure où tant Swisscom que la nouvelle société auraient eu intérêt à maintenir un
niveau de prix élevé plutôt qu’à essayer de se prendre des parts de marché l’une à
l’autre. Les organisations de protection des consommateurs ont applaudi cette
décision, tout en rappelant que la position dominante de Swisscom demeure
éminemment problématique. Après avoir annoncé dans un premier temps le dépôt

ANDERES
DATUM: 04.06.2010
NICOLAS FREYMOND
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d’un recours auprès du TAF, Orange a finalement renoncé à l’acquisition de Sunrise. 48

Au printemps de l’année sous revue, le TAF a annulé l’amende de CHF 333 millions à
laquelle la Comco avait condamné Swisscom en 2007 pour la facturation de frais de
terminaison abusifs aux autres opérateurs du marché de la téléphonie mobile.
Soulignant que les concurrents de l’opérateur historique (Orange et Sunrise) avaient la
possibilité de saisir la Comcom pour contester ces tarifs, mais qu’ils ne l’avaient pas
fait, les juges ont estimé que Swisscom n’avait pas abusé de sa position dominante.
Souhaitant que la jurisprudence définisse clairement la notion d’abus ainsi que le rôle
des autorités de la concurrence, la Comco a recouru contre cet arrêt auprès du
Tribunal fédéral. Elle a par ailleurs une nouvelle fois regretté que la Comcom ne puisse
pas intervenir d’office contre ce type d’abus afin de protéger les consommateurs. Pour
leur part, Swisscom, Orange et Sunrise ont conclu un accord en vue d’une baisse des
frais de terminaison pour les appels du réseau fixe vers le réseau mobile. 49

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 10.09.2010
NICOLAS FREYMOND

Im April bestätigte das Bundesgericht das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts,
gemäss dem die Swisscom die rekordhohe Kartellbusse von CHF 333 Mio., welche die
Weko 2007 gegen sie verhängt hatte, nicht bezahlen muss. Die Weko hatte entschieden,
dass die Swisscom ihre marktbeherrschende Stellung missbraucht hatte, um der
Konkurrenz überhöhte Terminierungsgebühren aufzuzwingen. Sowohl die Vor- als auch
die Letztinstanz äusserten sich nicht zum Zusammenhang zwischen Marktbeherrschung
und Preisgestaltung, hielten aber die Zuständigkeit der Comcom (und nicht der Weko)
zur Klärung des Sachverhalts fest. Keiner der betroffenen Wettbewerber hätte die
Comcom jedoch dazu angerufen, weshalb die Frage des Preismasses auch nicht
rechtmässig beantwortet worden sei und weshalb die Weko in ihrem Bussenbescheid
einen Marktmissbrauch durch die Swisscom auch nicht explizit hätte feststellen
dürfen. 50

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 11.04.2011
SUZANNE SCHÄR

Bezüglich der Ausgestaltung des derzeit mehrheitlich unregulierten Glasfasermarkts
kam es im Verlauf des Berichtsjahrs zu einem eigentlichen Seilziehen zwischen der
Wettbewerbskommission (Weko) und der Swisscom um die kartellrechtlich saubere
Ausgestaltung der Kooperationsverträge, die letztere mit den Elektrizitätswerken Genf,
Zürich, St. Gallen, Bern, Luzern, Basel sowie Freiburg eingegangen war. Um allfälligen
späteren Klagen wegen Wettbewerbsbehinderung oder Kartellabreden
entgegenzuwirken und mit dem Ziel, eine rechtsverbindliche Sanktionsbefreiung für
harte Wettbewerbsabreden über die gesamte Vertragsdauer von 40 Jahren zu erhalten,
legten fünf Vertragspartner ihre Glasfaser-Kooperationsverträge der Weko zur Prüfung
vor. In ihrem Urteil kam diese zum Schluss, dass das gewählte Mehrfasermodell den
Wettbewerb auf den Glasfasernetzen zwar grundsätzlich ermöglicht, dass einzelne
Vertragsklauseln (Monopol der Elektrizitätswerke bei der Vermietung der Glasfasern, die
sog. Layer-1-Exklusivität, sowie eine Investitionsschutzklausel und
Ausgleichszahlungsvereinbarungen) jedoch wettbewerbsrechtlich heikel seien. Die
Weko sah zwar von einem Verbot der angestrebten Kooperationen ab, drohte aber mit
Sanktionen, falls die Verträge nicht in ihrem Sinn überarbeitet würden. Daraufhin gab
die Swisscom bekannt, die bereits unterschriebenen Verträge kartellrechtskonform
nachzuverhandeln und laufende Kooperationsverhandlungen zu sistieren. Ende
Dezember konstituierte sich die Interessenvertretung Glasfaser Schweiz. Die Swisscom,
die darin vertretenen Politiker und diverse städtische Elektrizitätswerke streben
darüber die Intensivierung des Glasfaserausbaus an, der nach dem Weko- Entscheid im
September ins Stocken geraten war. 51

ANDERES
DATUM: 22.12.2011
SUZANNE SCHÄR

Nachdem die von der Wettbewerbskommission beanstandeten Verträge zwischen der
Swisscom und den Stadtwerken von Basel, Bern, Luzern und Zürich bezüglich ihrer
Kooperation beim Bau des Glasfasernetzes im Januar des Berichtjahres bereinigt
worden waren, zeigten sich Bakom und ComCom zuversichtlich, dass die
Breitbandinfrastruktur der Schweiz für die nahe Zukunft gesichert ist. Während die
Schweiz in der Breitband-Durchdringung des Festnetzes in der OECD einen
Spitzenplatz belegt, liegt sie in der FTTH-Versorgung (Glasfaseranschluss ins Haus) noch
zurück. Die Nachfrage nach schnellem Festnetzzugang ist enorm: das Datenvolumen im
Schweizer Festnetz verdoppelt sich alle 19 Monate. 52

ANDERES
DATUM: 17.01.2012
NIKLAUS BIERI
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Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Medikamente

Im Gleichklang mit der im Vorjahr vom Detailhandelisten Denner eingereichten
Volksinitiative “für tiefere Arzneimittelpreise” setzte sich der Preisüberwacher nicht
nur für eine Senkung der Verkaufspreise in der Schweiz ein, sondern auch dafür, dass
alle in den Nachbarländern zugelassenen Medikamente in der Schweiz ohne zusätzliche
Bewilligung verkauft werden dürfen. Gleichzeitig prüfte die Wettbewerbskommission,
welche rechtlichen Hindernisse diesen Parallelimporten im Weg stehen. 53

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 29.04.1998
MARIANNE BENTELI

Bildung, Kultur und Medien

Medien

Presse

Aufgrund des Fusionsvorhabens zwischen der Berner Tagblatt Medien AG (BTM) und der
neu gegründeten Berner Oberland Medien AG verschwanden im Berner Oberland die
Regionalausgabe Thun und Oberland der „Berner Zeitung“ (BZ) sowie das bisherige
Kopfblatt des „Berner Oberländers“, das „Oberländische Volksblatt“ in Interlaken. Das
„Thuner Tagblatt“ und der „Berner Oberländer“ wurden demgegenüber mit integriertem
„Oberländischen Volksblatt“ zu BZ-Kopfblättern. Der Mantel mit Ausland-, Inland-,
Wirtschafts- und Sportinformationen sowie Unterhaltung wird von der BZ geliefert –
ebenso wie die Akquisition nationaler Inserate. Die Wettbewerbskommission (Weko)
prüfte Mitte des Jahres, ob die Fusion verboten oder nur unter Auflagen zugelassen
werden sollte. Sie befand, dass das Fusionsprojekt wirksamen Wettbewerb nicht
verhindere. Hatte die Weko 1998 gegen ein Projekt der BTM zur Übernahme des „Thuner
Tagblatts“ noch Einspruch erhoben, verwies sie nun auf die Veränderungen in der
Berner Medienlandschaft: Aufgrund einer erhöhten Beteiligung der NZZ-Gruppe an der
Berner Zeitung „Der Bund“ von 45 auf 90 % sei dessen Position gestärkt und ein
ausgeglichenerer Wettbewerb ermöglicht worden. 54

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 24.08.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Le groupe NZZ, déjà actionnaire majoritaire du « Bund » (Berne) et du « St. Galler
Tagblatt », a poursuivi sa stratégie d’investissements dans la presse régionale en
reprenant la participation minoritaire de Ringier dans la « Neue Luzerner Zeitung ». Le
repreneur a démontré sa volonté de garantir l’indépendance de sa presse régionale, ce
qui a rassuré la rédaction, les observateurs et la Comco qui a renoncé à un examen des
faits. 55

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 29.05.2002
ROMAIN CLIVAZ

Le groupe Edipresse n’est pas resté inactif durant cette année. En Suisse romande, il a
aussi renforcé sa position sur le marché vaudois et, dans un premier temps, repris le
bihebdomadaire « Journal de Morges ». Mais c’est avec le rachat du groupe Corbaz,
éditeur des quotidiens « La Presse / Riviera Chablais » et de « La Presse / Nord
Vaudois », qu’il s’est véritablement renforcé. La Commission de la concurrence, après
un examen approfondi de la situation et quelques concessions exigées, a autorisé la
transaction. Elle a estimé que l’opération de concentration n’était pas susceptible de
supprimer la concurrence efficace sur le marché romand. La présence d’Hersant et les
nouvelles coopérations entre les quotidiens romands devraient permettre d’assurer
« un effet de discipline durable sur Edipresse ». Cette décision a été perçue comme
politique par certains commentateurs. Le représentant du groupe français, qui avait
également soumis une offre, a même parlé de « cadeau ». 56

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 17.12.2002
ROMAIN CLIVAZ

Das Ansinnen der beiden Medienunternehmen Tamedia und Berner Zeitung AG,
sämtliche Rechte an der Pendlerzeitung „20 Minuten“ zu erwerben, verzögerte sich
aufgrund eines Monopolverdachts der Weko. Diese sah Anhaltspunkte für die
Entstehung einer marktbeherrschenden Stellung bei den regionalen Werbemärkten in
Bern und Zürich sowie im nationalen Markt für Pendlerzeitungen. Die von der Weko
eingeleitete Prüfung sollte zeigen, ob sich die beiden Verlage bei der Festsetzung von
Preisen und Bedingungen vom Markt unabhängig verhalten können. Im Oktober konnte

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 11.10.2003
ELISABETH EHRENSPERGER
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die Beteiligung der Tamedia an „20 Minuten“ vollzogen werden, nachdem die Weko
hierzu ihr grünes Licht gegeben hatte, eine Beteiligung der Berner Zeitung AG wurde
demgegenüber einer erneuten Prüfung unterzogen. Mit diesem Kauf wurde dem
Zürcher Gratiszeitungskrieg ein Ende gesetzt. Die Tamedia hatte nämlich ganz
unvermittelt auf die ursprünglich für Ende März vorgesehene Lancierung der
Gratiszeitung „Express“ als Konkurrenzblatt zu „20 Minuten“ zugunsten des
Zusammenschlusses von Tamedia, „Berner Zeitung“ und „20 Minuten AG“ verzichtet. 57

Die endgültige Genehmigung der Weko für den Aktientransfer zur Umsetzung des so
genannten Berner Modells – einer Kooperation zwischen den Tageszeitungen „Bund“
und „Berner Zeitung“ – stand Ende des Berichtsjahres noch aus. Im Berner Modell soll
der „Bund“ seine Redaktion behalten, aber neu von der Espace Media Groupe,
Besitzerin der „Berner Zeitung“, vermarktet, produziert und vertrieben werden. Zu
diesem Zweck war ein Verkauf der Hälfte des Aktienpakets der Neuen Zürcher Zeitung,
welche 80% des Aktienkapitals an der Bund Verlags AG innehatte, an die Espace Media
Groupe geplant. Damit stünden die drei künftigen Aktionäre in einem Verhältnis von
40% (NZZ) zu 40% (Espace Media Groupe) zu 20% (Anzeigevermarkterin Publigroupe)
zueinander. Die Weko hatte anfangs November mit einem Zwischenentscheid die
Anzeigenkombination als wesentliche Voraussetzung für den kommerziellen Erfolg der
Zusammenarbeit schon auf den 1. Januar 2004 provisorisch bewilligt. 58

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 31.12.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

In Bern startete zu Jahresbeginn das so genannte Berner Modell, das für die zwei
Tageszeitungen Berner Zeitung und Bund zwei weiterhin unabhängige Redaktionen,
aber ein gemeinsames Verlagsdach (Espace Media Groupe) und einen gemeinsamen
Inseratepool (Inserate können nur noch für beide Zeitungen gemeinsam gebucht
werden) beinhaltet. Die Wettbewerbskommission hatte diesen Zusammenschluss 2003
provisorisch und im Berichtsjahr nach einer vertieften Prüfung auch definitiv
gutgeheissen; verbunden war damit die Auflage, sich nicht an der Gratiszeitung „20
minuten“ zu beteiligen, da sonst die Espace Media Groupe über eine zu dominante
Vormachtstellung auf dem bernischen Werbemarkt verfügen würde. 59

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 29.02.2004
HANS HIRTER

Gemäss Nationalrat de Buman (cvp, FR) sind die Zeitschriftenpreise in der Schweiz im
Vergleich zum Ausland stark überhöht. Um angemessene Zeitschriftenpreise in der
Schweiz zu ermöglichen, forderte er mittels parlamentarischer Initiative eine
Ausnahmeregelung zum Verbot von Kartellabsprachen. Eine solche Regelung habe die
WAK-NR bereits im Rahmen der Arbeiten zur Revision des Kartellrechts diskutiert, die
2014 im Nationalrat gescheitert war. Nach Anhörung des Preisüberwachers und der
Wettbewerbskommission (WEKO) ortete die für die Initiative zuständige WAK-NR
Handlungsbedarf, war aber nicht einverstanden mit dem Lösungsweg. Da die Preise von
ausländischen Verlagen festgelegt werden, wäre eine Regelung im Kartellgesetz formell
nicht korrekt, wenig effektiv und schwer durchsetzbar. Aus diesem Grund beschloss sie
die Lancierung einer Kommissionsmotion, bei deren Annahme der Bundesrat in der
Pflicht wäre, mit dem Preisüberwacher und der WEKO eine «unbürokratische und
effiziente Lösung» zu finden. Mit 12 zu 10 Stimmen bei 2 Enthaltungen beschloss die
Kommission, der parlamentarischen Initiative keine Folge zu geben. Eine starke
Minderheit erachtete den Weg der parlamentarischen Initiative als effizienter in Bezug
auf die Ausarbeitung einer Gesetzesänderung als eine Motion. Ferner lasse die Initiative
genügend Spielraum, um auch nach alternativen Lösungen ausserhalb des
Kartellgesetzes zu suchen. In der Herbstsession 2017 folgte der Nationalrat der
Kommissionsmehrheit und gab der Initiative mit 108 zu 82 Stimmen keine Folge. 60

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.09.2017
MARLÈNE GERBER
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Medienpolitische Grundfragen

Noch bevor das UVEK und das BAKOM ihre Entscheide zum Joint Venture von SRG,
Swisscom und Ringier fällen konnten, ging SRG-Generaldirektor Roger de Weck in die
Offensive. In einem Artikel in der NZZ wies er darauf hin, dass eine Schwächung der SRG
die Verleger nicht stärke und dass Kooperationen die einzige zukunftsweisende
Alternative im Kampf gegen ausländische Konkurrenten wie Google oder Facebook
darstellten. Entsprechend unterbreitete er den anderen Schweizer
Medienunternehmen mehrere Angebote für eine verstärkte Zusammenarbeit. Der
Verband Schweizer Medien zeigte sich in der Folge bereit zu entsprechenden
Gesprächen, jedoch nur, wenn die SRG während dieser Gespräche auf die Umsetzung
des Joint Ventures verzichte. Der Verband reichte zudem eine Klage beim
Bundesverwaltungsgericht ein, um Einblick in die Verträge der Werbeallianz zu erhalten.
Überdies bildeten Zeitungen, Privatsender und Netzanbieter kurze Zeit später ein loses
Bündnis, das sich für eine wettbewerbsfreundliche, föderalistische Medienpolitik
einsetzen sollte und folglich eine Beschränkung der Werbemöglichkeit der SRG zum
Schutz der privaten und lokalen Medien forderte. 

Dennoch erteilte Bundesrätin Leuthard in einer Verfügung des UVEK der SRG die
Erlaubnis, sich am Joint Venture zu beteiligen. Zielgruppengenaue Werbespots bleiben
der SRG gemäss einer zweiten Verfügung des BAKOM jedoch verboten, da dies eine
Vermehrung der SRG-Programme darstelle und somit konzessionspflichtig sei. Die SRG
müsse daher einen Antrag auf Änderung der Konzession einreichen. Die
Medienministerin wies zudem auf die geschäftlichen Risiken hin, welche durch diese
Werbeplattform auf die SRG zukommen könnten. Durch die Verbreitung der Werbung
über Leitungen von Dritten könnten diese womöglich zusätzliche Kosten geltend
machen. Des Weiteren hielt das UVEK die Verbote für die SRG, regionale Werbung oder
Online-Werbung zu machen, aufrecht. Schliesslich muss die SRG das UVEK halbjährlich
über ihre Tätigkeiten informieren, so dass Letzteres bei allfälligen Einschränkungen des
Spielraums der privaten Anbieter reagieren könnte. Der Entscheid stiess auf grossen
Unmut, vor allem beim Verband Schweizer Medien. Doch auch politische Kritik folgte
umgehend: So forderte zum Beispiel Gregor Rutz (svp, ZH), dass der Bundesrat
bezüglich der Konzession keine Tatsachen schaffen solle, bevor das Parlament die
entsprechenden Diskussionen geführt habe. Im Parlament folgten verschiedene
Vorstösse, mit denen neue Regeln für Kooperationen der SRG geschaffen werden sollen
(Pa.Iv. Vonlanthen (cvp, FR, 16.410), pa.Iv. Hiltpold (fdp, GE)). 

Auf diese Kritik reagierten die SRG, Swisscom und Ringier mit der Veröffentlichung
einer Selbstverpflichtung, deren zehn Grundsätze mindestens bis fünf Jahre nach
Markteintritt gültig sein sollen. So sei die Werbeallianz offen für alle; alle Anbieter
journalistischer Produkte könnten sich als Kunden, jedoch nicht als Aktionäre, an der
Werbeplattform beteiligen. Dadurch soll die Gleichbehandlung aller Anbieter von
Werbeleistungen gewährleistet werden. In der Werbeallianz sei der Datenschutz sehr
wichtig, die Betroffenen sollen selbst über ihre Daten bestimmen können. Die SRG
werde keine regionale Werbung ausstrahlen und sich selbst beim UVEK melden, wenn
die Einnahmen aus der zielgerichteten Werbung einen Betrag von CHF 30 Mio.
überstiegen. Ein Branchenanlass soll zudem zum Wissenstransfer beitragen. Dennoch
gelangte der Verband Schweizer Medien zusammen mit verschiedenen anderen
Unternehmen mit einer Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht. Einerseits
wurde beanstandet, dass beim Entscheid des UVEK Artikel 29 des RTVG, wonach nicht
konzessionierte Tätigkeiten der SRG den Entfaltungsspielraum anderer
Medienunternehmen nicht einschränken dürfen, durch die Werbeallianz verletzt werde.
Andererseits seien die privaten Medien im Verfahren nicht als Partei zugelassen
worden, wodurch ihnen auch die Akteneinsicht verwehrt blieb. Da sie direkt betroffene
Konkurrenzbetriebe seien, müssten sie aber als Partei anerkannt werden. Auch am
Entscheid der WEKO wurde Kritik laut, da die Beurteilung des Joint Ventures unüblich
verlaufen sei. Das Sekretariat der WEKO hatte der entscheidenden Kommission
beantragt, das Projekt zu untersagen oder unter Auflagen zu bewilligen. Die Kommission
entschied sich jedoch gegen beide Vorschläge und genehmigte das Projekt ohne
Auflagen. Dieses unübliche Vorgehen zusammen mit einer ebenfalls nicht üblichen
Definition des relevanten Marktes liessen den Verdacht  aufkommen, dass verschiedene
Kreise Einfluss auf die Entscheidung der WEKO genommen haben könnten. Im
Gegenzug erstattete die WEKO Anzeige wegen Amtsgeheimnisverletzung bei der
Bundesanwaltschaft, da Details aus geheimen Entscheiddiskussionen an die
Öffentlichkeit gelangt waren. 

Am 4. April 2016 nahm die Werbeplattform, die unterdessen den Namen „Admeira“

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 01.01.2016
ANJA HEIDELBERGER

01.01.98 - 01.01.18 19ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



erhalten hatte, ihren Betrieb auf. Sie umfasst 280 Mitarbeitende und vereinigt die
Werbeplätze der SRG-Sender, der Medienerzeugnisse von Ringier und von Axel Springer
Schweiz sowie der Swisscom-Plattformen. Mit ihrem Betriebsstart trotz hängiger
Beschwerde ging die Admeira jedoch ein rechtliches Risiko ein, zumal die
Beschwerdeführer eine aufschiebende Wirkung des Prozesses verlangt hatten. Obwohl
das Bundesverwaltungsgericht diesen Antrag abgelehnt hatte, blieb unklar, ob die
Admeira im Anschluss an den inhaltlichen Entscheid des Gerichts ihre Tätigkeit würde
sistieren müssen. Im Oktober 2016 hiess das Bundesverwaltungsgericht die Beschwerde
des Verbandes Schweizer Medien, der Tamedia, der AZ Medien, von 3+ und Pro Sieben
gut, weil sie vom UVEK nicht als Partei anerkannt worden waren. Lediglich die
Beschwerde von Goldbach Medien wurde abgelehnt, da die Unternehmung nicht
publizistisch tätig sei. Somit muss das UVEK erneut prüfen, ob die Teilnahme der SRG
an Admeira gesetzeskonform ist. Zwar könnte es das Urteil ans Bundesgericht
weiterziehen, dies würde jedoch das Verfahren weiter in die Länge ziehen und somit
die Rechtssicherheit für Admeira weiter verzögern. Von einer solchen würde aber die
SRG profitieren, zumal sie für eine zielgruppenspezifische Werbung eine
Konzessionsänderung beantragen müsste. 61

Auch im Jahr 2017 riss die Kritik an der Admeira nicht ab. Im April 2017 begann die
Swisscom, anonymisierte Werbedaten für zielgruppenbasierte Werbung an die Admeira
weiterzuleiten. Zuvor hatte sie ihre Festnetzkunden auf eine aktualisierte
Datenschutzerklärung hingewiesen, die unter anderem beinhaltete, dass die Kunden bei
der Datenweitergabe Widerspruch einlegen können. Das Ausbleiben einer expliziten
Reaktion durch den Kunden verstand die Swisscom dabei als implizite Zustimmung zu
den aktualisierten Bestimmungen (Opt-Out). Dieses Vorgehen stiess jedoch im
Parlament auf Widerstand: Im Mai 2017 reichten Manfred Bühler (svp, BE, Ip. 17.3185),
Fabio Regazzi (cvp, TI, Ip. 17.3190) und Kathy Riklin (cvp, ZH, A. 17.1013) Interpellationen
und Anfragen ein, mit denen sie vom Bundesrat Erklärungen zum Vorgehen der
Swisscom forderten. Darin kritisierten sie insbesondere, dass bei einer
stillschweigenden Annahme der Datenschutzerklärung die Gefahr bestehe, dass
Personen unbewusst zustimmten, zum Beispiel weil sie das Kleingedruckte nicht
gelesen hätten. Der Bundesrat lehnte aber eine Deutungshoheit über die Zulässigkeit
dieses Opt-Out-Prinzips ab und verwies auf die Zuständigkeit der Zivilgerichte sowie
auf die unternehmerische Autonomie der Swisscom. 

Sorgen machten sich die Parlamentarierinnen und Parlamentarier insbesondere auch
wegen der starken Marktposition der SRG, die sich durch ihre Beteiligung an der
Admeira noch zu verstärken drohe. Die KVF-SR forderte vom Bundesrat in einer Motion
(Mo. 17.3355), sicherzustellen, dass die Kooperationen der SRG der Angebots- und
Meinungsvielfalt zugute kämen und interessierte Partner diskriminierungslos in die
Reihen der Aktionäre aufgenommen würden. Die KVF-SR hatte die Motion
ausgearbeitet, nachdem der Nationalrat im Juni 2017 eine parlamentarische Initiative
von Gregor Rutz (svp, ZH, Pa.Iv. 15.495) angenommen hatte, welche eine Beschränkung
der nichtkonzessionierten Tätigkeiten der SRG auf volkswirtschaftlich zwingende und
nicht bereits durch private Anbieter abgedeckte Bereiche forderte. Ähnliche Anliegen
hatten 2016 bereits Hugues Hiltpold (fdp, GE, pa.Iv. 16.422) und Beat Vonlanthen (cvp,
FR, pa. IV. 16.410) mittels parlamentarischer Initiativen vertreten. Auch Corina
Eichenberger-Walther (fdp, AG) forderte in einer Interpellation (Ip. 17.3807) Auskunft
darüber, welche rechtlichen Möglichkeiten bestünden, die SRG zu einem
diskriminierungsfreien Zugang für die privaten Medien zu verpflichten. In ihrer
Interpellation fragte sie auch nach den durch ihre Teilnahme an der Admeira
entstehenden finanziellen Risiken für die SRG – ein Thema, das auch eine Anfrage von
Daniela Schneeberger (fdp, BL) aufnahm (A. 17.5300). 

Die Verlage teilten die Sorgen der Parlamentarierinnen und Parlamentarier bezüglich
der Stellung der SRG aufgrund von Admeira. Im September 2017 forderten Pietro Supino
und Peter Wanner als Verleger der Tamedia, respektive der AZ-Medien, eine
Aufspaltung der Admeira in zwei separate Gesellschaften: in ein Unternehmen für
Datenmanagement und eines für den Verkauf von Werbung. Die Vermischung der
beiden Bereiche sei „keine saubere Lösung“, weil ein Grossteil der Daten – gemäss
Wanner „das Gold von heute“ – von der staatlich kontrollierten Swisscom stamme. Nötig
sei stattdessen eine offene, diskriminierungsfreie Branchenlösung, erklärte Tamedia-
Sprecher Christoph Zimmer. Eine für alle vollständig offene Datenplattform sei aus
Datenschutzgründen nicht möglich, konterte Admeira-Sprecherin Romi Hofer. Da alle
Verlage ihre Inserate über Admeira verkaufen und Aktionäre werden könnten, verfügten
Swisscom, Ringier und die SRG auch nicht über einen ungerechtfertigten
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Wettbewerbsvorteil.

Ende August 2017 gab Admeira bekannt, dass sie ein Tochterunternehmen mit dem
Namen Adtelier gegründet habe. Dieses soll Sonderwerbeformen wie Native Advertising,
Storytelling und Content Marketing, also ähnliche Werbeformen wie Publireportagen,
die wie redaktionelle Produkte aussehen, produzieren. Diesbezüglich wollte Karl Vogler
(csp, OW, Ip. 17.3899) mittels einer Interpellation vom Bundesrat wissen, ob die Nutzung
solcher Sonderwerbeformen wirklich noch dem Service Public-Auftrag der SRG
entspreche. Dieser erwiderte, dass die Beteiligung an Admeira ausserhalb des Service
Public-Auftrags liege, die SRG keine Gebührengelder dafür nutze und dies
entsprechend ein unternehmerischer Entscheid der SRG sei. 

Ende Oktober 2017 schickte das UVEK schliesslich einen Revisionsentwurf der Radio-
und Fernsehverordnung (RTVV) in die Vernehmlassung, gemäss dem der SRG und den
privaten Anbietern mit Konzession zielgruppenspezifische Werbung in ihren
konzessionierten Programmen unter Auflagen erlaubt sein soll. Dies stiess beim
Verlegerverband auf Unverständnis. Durch diese Stärkung der Admeira werde das Gebot
auf Rücksichtnahme auf die privaten Medien ausgehöhlt, erklärte der Geschäftsführer
des Verbands Schweizer Medien, Andreas Häuptli. 62
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